
Für einen revolutionären Bruch
der  Lohnabhängigen  mit  dem
Reformismus!
Minderheitsposition der Konferenz „15 Jahre Solid und Linkspartei“, Infomail
1211, 19. Januar 2023

Bis  150  Menschen  diskutierten  auf  der  Konferenz  „15  Jahre  Solid  und
Linkspartei  –  Welche  Organisation  für  den  Klassenkampf?“  über  die
Notwendigkeit  eines  revolutionären Bruchs  mit  der  Linkspartei  und dem
Reformismus. Im Folgenden veröffentlichen wir die Abschlusserklärung der
Konferenz,  die  von  einer  Mehrheit  von  zwei  Dritteln  der  Anwesenden
angenommen wurde, und die Minderheitsresolution. Die Mehrheitsresolution
basiert  auf  einem  Entwurf  der  Revolutionären  Internationalistischen
Organisation / Klasse Gegen Klasse. Die Minderheitsposition wurde von vier
Genoss:innen einbracht wurde und von der Gruppe Arbeiter:innenmacht und
von REVOLUTION unterstützt.

Für  einen  revolutionären  Bruch  der
Lohnabhängigen  mit  dem Reformismus!
Antragsteller:innen: Carlos, Pauline, Stephie (REVO, GAM), Willi (GAM)

1. Seit 15 Jahren vertieft die Partei DIE LINKE stetig ihre Perspektive der
Mitverwaltung des kapitalistischen Elends. In 13 Regierungsbeteiligungen
haben  sie  Abschiebungen,  Zwangsräumungen,  Privatisierungen,
Polizeigewalt und vieles mehr mitverantwortet. Alle Versuche, die Partei in
die Richtung einer Fundamentalopposition zu lenken, sind gescheitert. Die
Partei  und ihre  Jugendorganisationen,  die  Linksjugend [’solid]  sowie  Die
Linke.SDS sind  durch  diese  Entwicklung  in  eine  Krise  geraten.  Auf  der
Konferenz  für  einen  revolutionären  Bruch  mit  der  Linkspartei  und  Solid
haben sich Mitglieder von [‘solid!] und DIE LINKE, kürzlich ausgetretene
Genoss:innen, sowie Gruppen und Einzelpersonen aus der kommunistischen
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Bewegung  versammelt.  Wir  nehmen  das  Zusammenfallen  der  Krise  der
Linkspartei  und  der  gesamten  gesellschaftlichen  Opposition  mit  einer
verschärften ökonomischen, politischen und sozialen Krise auf nationaler und
globaler Ebene als Anlass, um die praktische Vorbereitung sowie die Debatte
über  den  Aufbau  einer  Partei  der  arbeitenden  Klasse  mit  einem
fundamentaloppositionellen,  revolutionären  Programm  in  Deutschland
wieder  ins  Rollen  zu  bringen.

Zur  Ausgangslage  in  Deutschland  und  der
LINKEN
2.  Wir  stellen  uns  gegen  den  deutschen  Imperialismus  und  gegen  die
Ampelregierung,  die  die  größte  militärische  Aufrüstung  seit  Jahrzehnten
vorantreibt,  und für die internationale Solidarität der Arbeiter:innen aller
Länder untereinander. Mit Einmalzahlungen im Gießkannenprinzip versucht
diese dem Widerstand gegen Inflation und Krieg den Wind aus den Segeln zu
nehmen. Auch in der Krise erkauft sich der imperialistische deutsche Staat
die  politische  Loyalität  von  wirtschaftlich  zentralen  Teilen  der
Arbeiter:innenklasse  mithilfe  der  Gewerkschaftsbürokratie,  um  einen
übergreifenden  Kampf  aller  Lohnabhängigen  in  Deutschland  und  auf
globalem Maßstab auf Basis gemeinsamer Klasseninteressen vorzubeugen.
So  können  die  Kosten  der  Militarisierung  auf  die  Lohnabhängigen  in
Deutschland und anderswo abgewälzt werden — wodurch Kriege finanziert
werden,  unter  denen  wiederum  vor  allem  die  Lohnabhängigen  anderer
Länder tagtäglich leiden müssen. Die Militarisierung nach außen geht auch
einher  mit  einer  Stärkung  des  Repressionsapparats  und  der
rechtsterroristischen Verankerung innerhalb derselben. Der rechte Terror im
Innern ist ein Widerhall des erstarkenden Imperialismus nach außen. Daher
kann der Aufstieg der Rechten nicht mit einer Logik des „geringeren Übels“,
der  prinzipienlosen  Unterstützung  von  „linken“  oder  „fortschrittlichen“
Regierungen  bekämpft  werden.

3.  Die Kapitalist:innen und ihre Regierungen haben der Jugend nur eine
Perspektive  des  Verzichts,  des  Militarismus  und  der  Klimakatastrophe
anzubieten. Wir schulden ihnen nichts! Anstelle der Logik des geringeren



Übels oder der politischen Resignation wollen wir eine Jugendorganisation
aufbauen, die für eine ganz andere Zukunft kämpft: Eine Gesellschaft ohne
Ausbeutung  und  Unterdrückung,  die  die  Ressourcen  dieses  Planeten
nachhaltig nutzt und statt absurder und gesundheitsschädigender Lohnarbeit
die  freie  Entfaltung  all  unserer  schöpferischen  und  kreativen  Potenziale
ermöglicht.  Wenn  deshalb  die  Regierenden  von  einer  „Zeitenwende“
sprechen und uns auf künftige Kriege im Dienste des Kapitals vorbereiten
wollen, sagen wir:  Kein Cent, kein Mensch dem Militarismus! Gerade im
imperialistischen  Deutschland  ist  es  unsere  Aufgabe,  eine  revolutionäre,
antiimperialistische Jugendorganisation an der Seite der Arbeiter:innen und
aller  Unterdrückten  aufzubauen,  die  sich  weder  dem  imperialistischen
Kriegsgetrommel der „Heimatfront“ und der NATO anpasst noch reaktionäre
Führungen wie Putin unterstützt und entschuldigt.

4. Die einzige Kraft, die nicht nur einen Kampf gegen die imperialistische
Politik der Regierung führen, sondern tatsächlich ein Ende von Ausbeutung
und Unterdrückung erkämpfen kann, ist die Arbeiter:innenklasse. Aber nicht
als  gesichtslose  Masse  ohne  Ansehen  von  Sexismus-,  Queer-  und
Transfeindlichkeit sowie Rassismuserfahrung(en), sondern im Gegenteil als
Klasse,  die  insbesondere  in  einem  Land  wie  Deutschland  auch  sehr
migrantisch ist und immer weiblicher und immer mehr offen queer wird. Sie
kann aufgrund ihrer Stellung im kapitalistischen Produktionsprozess nicht
nur die zentralen Hebel  der Wirtschaft  lahmlegen.  Sondern sie kann die
Gesamtheit aller unterdrückten Teile der Bevölkerung im Kampf gegen Staat
und Kapital anführen. Dafür muss sie sich deren Forderung zu eigen machen
und sich selbst an die Spitze der Kämpfe gegen Sexismus, Rassismus und
jeglicher  Form  von  Unterdrückung  stellen,  anstatt  nur  eine  von  vielen
gleichrangig getrennt voneinander agierenden Bewegungen zu bilden, wie es
beispielsweise die Bewegungslinke propagiert. Das wird ihr nur gelingen,
wenn  sie  die  Selbstorganisierung  der  auf  unterschiedliche  Weise
unterdrückten  Teile  der  Arbeiter:innenklasse  nicht  als  Konkurrenz  sieht,
sondern begrüßt und aktiv zu einem großen Ganzen zusammenfügt.

5.  Die  Trennung  von  Fragen  der  Unterdrückung  (Sexismus,  Rassismus,
LGBTQIA+-Feindlichkeit, Behindertenfeindlichkeit usw.) vom Kampf gegen



die  kapital ist ische  Ausbeutung  zementiert  die  Spaltung  der
Arbeiter:innenklasse. Diese ist für das Kapital funktional und wird vom Staat
und den Bürokratien in der Arbeiter:innenbewegung aufrechterhalten. Sie
steht auch der Perspektive des Kampfes für eine Gesellschaft, die frei von
jeglicher Ausbeutung und Unterdrückung ist, unmittelbar entgegen. Deshalb
haben wir nichts gemeinsam mit der populistischen Perspektive von Sahra
Wagenknecht,  die  unter  dem  Vorwand  einer  Rückkehr  zu  mehr
„Klassenpolitik“  bestimmte  Unterdrückungs-  und  Ausbeutungsformen
herunterspielt.  Die  Strategie  von  Wagenknecht  ebenso  wie  die  ihres
französischen Pendants Jean-Luc Mélenchon und La France Insoumise ist
darauf  ausgelegt,  die  Interessen  der  „weißen  Arbeiterklasse“  mit  den
Interessen  der  imperialistischen  Bourgeoisie  zu  vereinen.  Ihre  links
klingenden Phrasen sind in Wahrheit nichts anderes als die Verteidigung des
Standortnationalismus  der  Konzerne.  Anstatt  den  Rechten  das  Wasser
abzugraben,  überlässt  sie  ihnen  mit  dieser  Strategie  das  Feld.

6.  Ihre  Perspektive  teilt  die  Linkspartei  auch  mit  reformistischen  oder
linkspopulistischen  Projekten  der  vergangenen  Jahre  wie  Syriza  in
Griechenland, Podemos im Spanischen Staat oder La France Insoumise in
Frankreich,  welche  den  Klassenkampf  in  ihren  jeweiligen  Ländern  in
staatstragende Bahnen umgelenkt  haben.  Das linkspopulistische Podemos
hat ihre Opposition zur Monarchie abgelegt und setzt als Teil der spanischen
Regierung  derzeit  die  Aufrüstung  und  die  Abschottungspolitik  gegen
Migrant:innen  und  die  Zusammenarbeit  mit  Marokko  zur  kolonialen
Unterdrückung der Westsahara fort. Die linksreformistische Wahlfront Syriza
setzte 2015 an der griechischen Regierung die Spardiktate von IWF, EZB und
EU um, obwohl sie sich vorher ausdrücklich dagegen positioniert hatte. In
Griechenland zeigt sich auch, dass die EU ein imperialistischer Block ist, der
den  Interessen  vor  allem  des  deutschen  Kapitals  dient.  Sozialist:innen
müssen  die  EU  als  imperialistisches  Projekt  ablehnen,  aber  ohne  die
Perspektive der Rückkehr zum Nationalstaat — wie es beispielsweise Sahra
Wagenknecht  oder  Jean-Luc  Mélenchon  vorschlagen  —,  sondern  in  der
Perspektive der Vereinigten Sozialistischen Staaten von Europa.

7.  Wir  lehnen  den  zögerlichen  Umgang  der  Linkspartei  mit  ihrem



stalinistischen Erbe deutlich ab. Die stalinistische Konterrevolution in der
Sowjetunion und ihr Abdruck in der DDR und anderswo, die Unterdrückung
von nationalen und religiösen Minderheiten, Frauen und Homosexuellen, die
Sabotage der Kämpfe der Arbeiter:innen und strategische Orientierung auf
bürgerliche und reaktionäre Kräfte unter dem Vorwand der Verteidigung des
sozialistischen  Aufbaus,  der  Verteidigung  gegen  den  Faschismus,  der
nationalen  Befreiung  usw.  — auf  diesem Erbe  kann  keine  revolutionäre
Politik fußen. Ein revolutionärer Bruch mit der reformistischen Linkspartei
schließt einen Bruch mit der Toleranz gegenüber allen Erscheinungsformen
des Stalinismus als linker Spielart des Reformismus mit ein.

8. Die Krise der Linkspartei ist kein Zufall oder Produkt widriger Umstände,
sondern  eine  Konsequenz  ihrer  gesamten  Strategie.  Als  „demokratisch
sozialistische“ bürgerliche Arbeiter:innenpartei ist sie strategisch auf Wahlen
und Parlamentssitze ausgerichtet, um auf diesem Weg an die Regierung des
bürgerlichen Staates zu gelangen. Daran ändert auch nichts, dass eine kleine
Minderheit  der  Partei  Regierungsbeteiligungen  „kritisch“  sieht,  ebenso
wenig einzelne „linkere“  Ortsgruppen ihres  Jugendverbandes.  „Rebellisch
regieren“, wie es die Bewegungslinke immer wieder vorschlägt, ist nur eine
linkere  Rhetorik  für  denselben  Vorschlag.  Die  Mobilisierung  und
Organisierung  auf  der  Straße  oder  in  den  Betrieben,  Schulen  und
Universitäten  ist  in  dieser  Sichtweise  nur  ein  Druckmittel,  um
parlamentarische Mehrheiten zu erlangen. Obwohl sie sich also sozial auf die
Lohnabhängigen stützt, macht sie ihre Strategie letztlich zu einer Stütze der
kapitalistischen  Ordnung.  Gegen  diese  Strategie,  die  letztendlich  zur
Unterordnung  unter  die  Interessen  des  Kapitals  führt,  setzen  wir  die
Notwendigkeit der politischen Unabhängigkeit der Arbeiter:innenklasse vom
Kapital, von der Regierung und von den Bürokratien der Gewerkschaften, die
sie  stützen.  Für  uns  bedeutet  diese  Unabhängigkeit  keine  Summe  an
Allgemeinplätzen, sondern muss auf dem Ziel der gemeinsamen Entwicklung
eines revolutionären Programms fußen. Ein Prozess in den die verschiedenen
Differenzen, die uns trennen diskutiert werden müssen.



Das Aktionsprogramm mit dem wir gegen die
unterschiedlichsten aktuellen Krisen kämpfen
wollen
9. Angesichts der Verschärfung der Klimakatastrophe, angesichts von Krieg
und Aufrüstung, angesichts von fortgesetzter Inflation und Wirtschaftskrise
braucht  es  eine  konsequente  Opposition  in  den  Betrieben,  Schulen  und
Universitäten und auf der Straße. Sie muss für ein soziales Notfallprogramm
kämpfen, das die kapitalistischen Profitinteressen angreift  und angesichts
von  Krise,  Krieg  und  Klimakatastrophe  eine  sozialistische  Perspektive
aufwirft.  Für sofortige Preisstopps, für die automatische Angleichung von
Löhnen,  Renten,  Sozialleistungen,  BAföG,  etc.  an  die  Inflation  für  hohe
Gewinn- und Vermögenssteuern,  für die Enteignung von Immobilien-  und
Energiekonzernen in der Perspektive der entschädigungslosen Enteignung
aller Großunternehmen unter Kontrolle der Arbeiter:innen, für einen sozialen
und ökologischen Umbau des Energiesystems und der gesamten Wirtschaft,
gegen  den  Krieg,  Sanktionen  und  Waffenlieferungen,  gegen  die  100-
Milliarden-Aufrüstung.  Weder  Putin  noch  die  NATO  und  gegen  den
Militarismus  des  deutschen  Imperialismus.

10.  Um  ein  solches  Notfallprogramm  umzusetzen,  müssen  wir  eine
Einheitsfront für den Kampf gegen die Regierung und das Kapital mit allen
grundsätzlich bereitwilligen Kräften aufbauen, wobei wir uns ausdrücklich an
alle Genoss:innen an der Basis sowie in führenden Positionen der Linkspartei
richten,  die  alle  oder  einige  der  Forderungen  teilen  und  zu  einer
transparenten und diskussionsoffenen Zusammenarbeit bereit sind. Da ein
Großteil  der  Lohnabhängigen  in  Deutschland  reformistische  Illusionen
hegen, wird ein Aktionsbündnis kleiner linksradikaler Gruppierungen nicht
reichen, um die notwendige Massenkraft rund um unsere Forderungen zu
mobilisieren. Für den Erfolg einer Einheitsfront wird es aber notwendig sein,
die bremsende Rolle der SPD, der Gewerkschaften zu überwinden und ihr
eine Perspektive der Selbstorganisation und der Koordinierung der Kämpfe
gegenüberzustellen — für klassenkämpferische Gewerkschaften und für die
Selbstorganisation der Arbeiter:innen. Nicht nur in vereinzelten Kämpfen,
sondern  auch  als  Perspektive  einer  politischen  Alternative  jenseits



kapitalistischer Regierungen. Denn die Führungen unserer Gewerkschaften
zeigen aktuell wieder mit der konzertierten Aktion (regelmäßige Treffen, bei
denen sie sich mit Politik, Unternehmensverbänden und der Deutschen Bank
abstimmen),  dass  sie  lieber  mit  der  Regierung  und  den  Kapitalist:innen
schlechte Kompromisse aushandeln. Den Preis dafür zahlen wir heute als
Arbeiter:innen und als Jugendliche. Aber auch die Ausweitung befristeter
Verträge  wurde  von  unseren  Gewerkschaftsführungen  mitunterschrieben.
Gegen die sozialpartnerschaftliche Politik versuchen wir in Streiks, Kämpfe
und Bewegungen durch (Streik-)Versammlungen, imperative Mandate und
die  jederzeitige  Abwählbarkeit  von  Vertreter:innen  das  Bewusstsein  der
Lohnabhängigen  für  ihre  eigene  Macht  als  Klasse  zu  erwecken.  Um
erfolgreich  eine  revolutionäre  Perspektive  in  die  Einheitsfront
hineinzutragen,  müssen  wir  zugleich  den  Aufbau  einer  vom  Kapital
unabhängigen Massenpartei der Lohnabhängigen mit einem marxistischen,
revolutionären  Programm anvisieren,  die  die  fortschrittlichsten  Teile  der
Arbeiter:innenklasse,  wie in der Jugend, der Frauen und LGBTQIA+, der
Migrant:innen und anderer besonders unterdrückter Teile der arbeitenden
Klasse im Kampf für den Sturz des Kapitalismus und für die sozialistische
Revolution anführen kann.

11.  Die  Konferenz  sieht  sich  also  einer  doppelten  Aufgabe  gegenüber:
Einerseits die Dominanz bürgerlicher Ideologien in der Arbeiter:innenklasse
(v.a. den Reformismus) herauszufordern und andererseits eine revolutionäre
Kraft aufzubauen. Zu diesem Zweck schlagen wir vor:

a.  Die  baldige  Vorbereitung  einer  wirklich  breiten  Konferenz,  auf  der
gemeinsam mit allen interessierten Kräften — inklusive mit denjenigen, die
bisher nicht  mit  der Linkspartei  gebrochen haben — über den aktuellen
Zustand  des  globalen  Kapitalismus  und  über  die  Ursachen  und
Erscheinungsformen des Reformismus diskutiert werden soll. Darüber hinaus
wollen wir über die historischen und aktuellen Bedingungen, Probleme und
Chancen eines radikalen Bruchs mit dem Reformismus auf nationaler und
g loba ler  Ebene  reden ,  we lche  mater ie l l e  Bas i s  e r  in  der
Arbeiter:innenbewegung  hat.  Sowohl  die  Bedingungen  eines
Zusammenschlusses der kommunistischen Bewegung wie auch die Beziehung



von  Revolutionär:innen  zu  reformistischen  Kräften  sollen  ausführlich
diskutiert  werden.

b. Die Anwesenden sind sich einig, dass eine gemeinsame Intervention auf
der Grundlage der in dieser Erklärung vorgelegten Eckpunkte nötig ist, um
eine revolutionäre Opposition ins  Leben zu rufen zu können,  die  in  den
Kämpfen  außerhalb  und  innerhalb  des  Parlaments  eine  tatsächliche
Alternative  zum  Reformismus  darstellen  kann.  Um  heute  schon  das
Fundament zu legen für einen radikalen Bruch der Lohnabhängigen mit dem
Reformismus,  wollen  wir:  im  Rahmen  der  Vernetzung  für  kämpferische
Gewerkschaften (VKG) in die kommende Tarifrunde des öffentlichen Dienstes
(TVöD) mit einem Programm intervenieren, das die Forderung nach einem
realen Inflationsausgleich erhebt und mit einem weitergehenden Programm
gegen Krise, Krieg und Klimakatastrophe verbindet; Angesichts des Verrats
der  Linkspartei  am Volksentscheid  Deutsche  Wohnen und  Co.  enteignen
einerseits die politische Selbstorganisierung und Aktion der Mieter:innen als
Lohnabhängige auf allen Ebenen vorantreiben, andererseits mit einer Kritik
an der Taktik der Regierungsbeteiligung der Berliner Linkspartei bzw. an
ihrem  Umgang  mi t  dem  Vo lksentsche id  in  d ie  kommende
Abgeordnetenhauswahl treten. Dort, wo es möglich ist: Aufruf zur Wahl von
Kandidat:innen der Linkspartei, die sich auf glaubwürdige Weise gegen die
Regierungsbeteiligung  ihrer  Partei  in  Land  und  Bund  stellen,  wie  der
Genosse Ferat Koçak in Neukölln. Solche Unterstützungen müssen jedoch
mit  der Forderung des Aufbaus einer Strömung in der Partei  verbunden
werden, die den Kampf um Mehrheiten im Parlament nur als Mittel zum
Zweck  der  Enteignung  großer  Immobilienkonzerne  nutzt  und  nicht  die
Interessen  ihrer  Wähler:innen  für  die  Regierungsbeteiligung  aufopfert.
Solidarität und kritische Unterstützung des parteiinternen Flügels in ihrem
Kampf gegen die Regierungsbeteiligung, nicht zuletzt mit Marx21 in Berlin —
für einen breiten Zusammenschluss innerhalb und außerhalb der Linkspartei
für eine Fundamentalopposition!



#LinkeMeToo:  Aus den Fehlern
lernen!
Jaqueline Katherina Singh, Infomail 1185, 18. April 2022

Z u e r s t  v e r ö f f e n t l i c h  u n t e r :
https://arbeiterinnenmacht.de/2022/04/18/linkemetoo-aus-den-fehlern-lernen/

Der SPIEGEL-Artikel „Entweder wir brechen das jetzt, oder die Partei bricht“
und  unzählige  Tweets  unter  dem  Hashtag  #LinkeMeToo  sorgen  für
Aufregung.  Es  wird  von  Missbrauchsvorfällen  berichtet  innerhalb  des
hessischen Landesverbandes der Linkspartei sowie der Linksjugend. Unter
den zehn Betroffenen, mit denen der SPIEGEL gesprochen hat, ist auch eine
Person, die zum Zeitpunkt der Vorfälle 2017/18 minderjährig war. Besonders
sticht dies heraus, da mehrere Betroffene sagen, dass führende Mitglieder
von den Vorfällen gewusst, aber nichts getan hätten – darunter auch Janine
Wissler,  aktuelle  Bundesvorsitzende  der  Linkspartei.  Ein  paar  Worte  zur
beginnenden Debatte.

Sexualisierte Gewalt in linken Strukturen
Zuerst  muss  klar  gesagt  werden:  Lasst  uns  bitte  nicht  schockiert  tun!
Sexismus und sexualisierte Gewalt sind niemals „das Problem der anderen“.
Sie sind Alltag in der gesamten Gesellschaft. Politik und linke Strukturen
bilden  keine  Ausnahme.  Sie  sind  keine  Inseln  der  Freiheit,  wo  alle
unbefangen  miteinander  leben  können.
Das ist auch logisch. Wir alle sind von der bürgerlichen Gesellschaft geprägt,
verinnerlichen  dementsprechend  Rollenbilder  sowie  Stereotype,  die  nicht
einfach  so  verschwinden.  Gerade  in  großen  Organisationen  sind
unterschiedliche Wissens- und Bewusstseinsstände normal, auch, weil neue
und neu  politisierte  Menschen  hinzukommen.  Entsetzt  zu  sein,  dass  „so
etwas überhaupt jemals passieren konnte“, ist Teil des Problems. Es geht
davon aus, dass es sichere Räume geben könne, aus denen ein für alle Mal
rückständige Ideen und Verhalten verbannt sein könnten. Das gibt es leider
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nicht. Gleichzeitig sorgt diese Annahme auch dafür, dass gewaltausübende
Personen (Täter:innen) es leichter haben, sich aus der Anklage zu ziehen.
Denn wenn es so unglaublich, so unfassbar ist, dass Gewalt stattgefunden
hat, ist es auch leichter, Betroffenen nicht zu glauben, zu zweifeln und keine
Schritte zur Klärung einzuleiten.

Lasst uns deswegen sagen: Sexismus und sexualisierte Gewalt sind Probleme
der Gesellschaft und deswegen ist die Linke nicht frei davon. Das senkt die
Hemmschwelle für Betroffene, sich zu erkennen zu geben, und bricht mit der
Schweigekultur. Die Frage ist nicht, ob es die Übergriffe überhaupt gibt,
sondern welche Strukturen aufgebaut werden, um dagegen anzugehen.

Stellungnahmen und Konsequenzen
Der hessische Landesvorstand hat am 15. April eine kurze Stellungnahme
herausgegeben.  In  dieser  wird  davon  gesprochen,  dass  dieser  Ende
November 2021 Kenntnis erlangte und begonnen hat, auf allen Ebenen das
Geschehene  aufzuarbeiten.  Perspektivisch  sollen  Vertrauenspersonen
eingesetzt  sowie  ein  Workshop  zur  Sexismussensibilisierung  organisiert
werden. Im Statement der Bundespartei, ebenso vom 15. April,  wird klar
gemacht:  „Patriarchale  Machtstrukturen  finden  sich  überall  in  der
Gesellschaft.  DIE  LINKE  ist  davon  nicht  ausgenommen.“  Ebenso  wird
festgehalten, dass der Parteivorstand im Oktober 2021 die Vertrauensgruppe
innerhalb des Parteivorstandes gegründet hat, um Menschen, die innerhalb
der LINKEN Erfahrungen mit Sexismus, Übergriffen oder Diskriminierung
machen, beratend zur Seite zu stehen. Im SPIEGEL wird dies zwar erwähnt,
näher  beleuchtet  wird  die  Arbeitsweise  und  Zusammensetzung  dieses
Gremiums aber nicht. In den Fokus gestellt wird dafür ein Handout zu den
„Vorwürfen sexualisierter Gewalt“ – geschrieben von einem mutmaßlichen
Täter.

Es ist gut,  dass es die Schritte gegeben hat.  Der Kritikpunkt,  der intern
aufgearbeitet werden muss, lautet: Warum braucht es für die Einrichtung
solcher  Dinge  erst  den  öffentlichen  Druck  von  Betroffenen?  Welche
Annahmen hat es gegeben, dass diese nicht schon früher eingeleitet wurden?



Als Antwort auf die Artikel hat auch der Jugendverband einen offenen Brief
verfasst, den bisher 500 Mitglieder unterschrieben haben. In diesem werden
u. a. gefordert:

Transparente und lückenlose Aufklärung aller Vorfälle.
Verpflichtende Awarenessstrukturen, deren Mitglieder nicht in einem
Abhängigkeitsverhältnis zur Partei stehen oder Abgeordnete sind.
Verpflichtende Seminare zum Thema Awareness und Feminismus für
Funktionär:innen und Angestellte.
Finanzielle  Unterstützung  durch  DIE  LINKE für  alle  Betroffenen,
wenn sie juristische oder auch psychologische Beratung und Hilfe in
Anspruch nehmen.
Eine  Vertrauensperson  für  Mitarbeitende  von  Partei ,
Mandatsträger:innen  und  Fraktionen,  die  von  Sexismus,  verbalen
Übergriffen und sexualisierter Gewalt betroffen sind.

Dies  sind  unterstützenswerte  Forderungen.  Die  Aufarbeitung  scheint
begonnen zu haben und die Forderung nach Strukturen, die nicht in einem
Abhängigkeitsverhältnis  zu  Funktionen  stehen,  ist  enorm  wichtig.  Auf
weitere Punkte, die sinnvoll sein könnten, gehen wir im späteren Teil des
Artikels  ein.  Zuerst  wollen  wir  uns  jedoch  mit  einer  anderen  Frage
beschäftigen:

Rücktritt als Lösung?
Ebenso  wird  in  dem  offenen  Brief  auch  der  Rücktritt  aller  beteiligten
Personen gefordert – ob sie nun selber Täter:in sind oder die Taten anderer
gedeckt haben. Dazu soll  an der Stelle gesagt werden: Ein Wechsel  von
Personen  bedeutet  nicht  immer,  dass  der  Umgang  sich  verbessert  und
nachhaltige Strukturen geschaffen werden. Vielmehr kommt es auf Einsicht
an.  Damit  ist  nicht  gemeint,  dass  alle,  die  jetzt  aufschreien,  aus  dem
Schneider  sind.  Das  heißt:  Jene,  die  beiseite  treten,  die  offen  Fehler
eingestehen, jene, die den Raum für Aufklärung freimachen, sollten bedacht
werden – denn es ist ein Zeichen, mit den Strukturen brechen zu wollen. So
hat Janine Wissler selbst  eine Stellungnahme verfasst,  in der sie zu den
aufgeworfenen Fragen des SPIEGEL Stellung bezieht und klarmacht, dass sie



nicht wusste, dass es sich für die Betroffene um eine Grenzüberschreitung
gehandelt hat. Ob diese ausreichend ist oder nicht, sollte eine Kommission
entscheiden – nicht nur bei ihr, sondern allen, die involviert waren. Besagte
Kommission sollte aus FLINTA-Mitgliedern bestehen, die unabhängig vom
Parteiapparat sind und die verschiedenen politischen Strömungen der Partei
repräsentieren.  Auch  kann  so  verhindert  werden,  dass  solche  Fälle  für
politische Machtkämpfe um Posten benutzt werden können.
Aber Achtung: Das Problem bei Awarenessstrukturen und Meldestellen liegt
immer darin, dass diese nur so effektiv sind wie das Bewusstsein der Leute
dort selber.  Denn ein Problem, warum Diskriminierungen totgeschwiegen
werden und man auf soviel Widerstand bei der Aufklärung stößt, sind die
unklaren  Konsequenzen.  Wer  Angst  hat,  für  jeden  Fehler  abgestraft  zu
werden,  wird  das  Beste  versuchen,  diese  Fehler  unter  den  Teppich  zu
kehren, insbesondere wenn Einkommen und Karriere davon abhängig sind.
Das ist an der Stelle kein Appell für einen Freifahrtschein für Täter:innen
und jene, die sie schützen. Es ist ein Appell dafür, künftig mit den Konzepten
von Transformative Justice zu arbeiten, wo es Sinn macht.

Der  Kampf  für  Verbesserung  ist  ein
gesamtgesellschaftlicher
Viele Dinge müssen geschehen. Die Diskussion in DIE LINKE und [‚solid|
könnte so einen Beitrag leisten im Kampf gegen Sexismus und Gewalt in der
L i n k e n  u n d  i n  d e r  A r b e i t e r : i n n e n b e w e g u n g .  A b e r  w i e ?
Gesamtgesellschaftlich  brauchen  wir  einen  anderen  Umgang  mit
sexualisierter  Gewalt.  Zuerst  braucht  es  eine  politische  Kampagne,  die
konkrete Verbesserungen erkämpft. Forderungen, die dringend notwendig
sind:

1. Flächendeckende Meldestellen für sexuelle Gewalt!
Für flächendeckende Anlaufstellen zur Meldung von sexueller Gewalt, die
ebenso, wenn gewünscht, kostenlose psychologische Beratung anbieten. Dies
muss  damit  verbunden  werden,  dass  es  breite  Aufklärungskampagnen
bezüglich Gewalt an Frauen an Schulen, Universitäten und in Betrieben gibt.



2. Finanzielle Unterstützung für Betroffene!
Im  Falle  eines  konkreten  gerichtlichen  Prozesses  braucht  es  besondere
Unterstützung  für  die  Betroffenen.  Dabei  reden  wir  nicht  nur  von
psychologischer, sondern kostenloser Rechtsberatung und Übernahme der
Prozesskosten, unabhängig von dessen Ausgang. Darüber hinaus bedarf es
längerfristige Hilfeangebote für Betroffene von sexueller Gewalt, finanziert
durch den Staat. Solche Verfahren sind keine Kleinigkeit. Deswegen bedarf
es des Rechts auf mehr bezahlte Freistellung, zusätzliche Urlaubstage sowie
eine Mindestsicherung, angepasst an die Inflation! Dies ist notwendig, um
die  ökonomische  Grundsicherung  für  Betroffene  zu  gewährleisten,  ihnen
überhaupt die Möglichkeit zu geben, sich so einem aufreibenden Prozess zu
stellen.

3.  Öffentliche  Untersuchungen  und  Verfahren  unter
Kontrol le  der  Betroffenen  und  der
Arbeiter:innenbewegung!
Die ersten beiden Forderungen wären im Hier und Jetzt einfach umzusetzen.
Die  dritte  ist  nicht  so  einfach,  aber  die  substantiellste.  Solange  der
bürgerliche  Polizei-  und  Justizapparat  die  Untersuchungen  und
Rechtsprechung  beherrscht,  werden  Verbesserungen  immer  wieder  an
diesen  Strukturen  scheitern  oder  bestenfalls  auf  halbem  Wege
steckenbleiben.  Es  braucht  daher  vom  Staatsapparat  unabhängige
Untersuchungskommissionen  sowie  von  den  Betroffenen  gewählte
Richter:innen.  Diese  sollten  mehrheitlich  aus  Frauen  und  geschlechtlich
Unterdrückten zusammengesetzt sein.

Ebenso sollten sie für den Umgang mit Betroffenen von Gewalt sensibilisiert
und geschult worden sein. So kann man gewährleisten, dass Entscheidungen
hinterfragt werden und nicht abhängig von der männlichen Sozialisierung
der Richtenden und Untersuchenden sind. Im Zuge dessen könnte auch das
Sexualstrafrecht  überarbeitet  werden  und  festhalten,  dass  das
Konsensprinzip „Nur Ja heißt Ja“ eine sinnvolle Grundlage wäre. Warum?
Dies liegt dem Ansatz zu Grunde, dass Polizei und Staat zum einen kein
materielles  Interesse  an  der  Verfolgung  solcher  Vorwürfe  hegen.  Zum



anderen sind diese Formen wesentlich fortschrittlicher, als wenn jede/r für
sich alleine bestimmt, was richtig ist und nicht. Ausführlicher leiten wir das
i n  d i e s e m  A r t i k e l  h e r :
https://arbeiterinnenmacht.de/2022/03/17/kampf-gegen-sexuelle-gewalt-absei
ts-des-staates-gegen-oder-mit-ihm/

Und in linken Strukturen?
Der Kampf für so eine Kampagne ist essentiell. Denn linke Strukturen sind
aus sich heraus nicht nur meist zu schwach, dauerhafte und professionelle
Hilfe für Betroffene zu gewährleisten – was es diesen wiederum erschwert,
wieder in politischen Zusammenhängen aktiv zu werden. Sie können und
sollen  auch  keinen  Ersatz  die  Herstellung  allgemeiner  gesellschaftlicher
Rechte im Kampf gegen Unterdrückung bilden. Doch das heißt nicht, dass
man  bis  dahin  nichts  tun  kann.  Präventionsarbeit  durch  beispielsweise
regelmäßige Debatten über sexuellen Konsens sind ein Beispiel – unabhängig
davon,  ob  es  Übergriffe  gegeben  hat  oder  nicht.  Dabei  braucht  es  das
Verständnis,  insbesondere für männlich Sozialisierte,  dass ein Ausbleiben
eines Ja keine Zustimmung ist. Nur Ja heißt Ja und aktives Nachfragen ist
nicht nur nett, sondern notwendig. Zudem braucht es eine Sensibilisierung
für  den  Umgang  mit  Machtverhältnissen  wie  Alter,  Herkunft  oder  auch
Stellung in der eigenen Gruppe. Für weiblich sozialisierte Menschen macht
es Sinn, sich dessen bewusst(er) zu werden und zu lernen, wie die eigenen
Bedürfnisse artikuliert werden können. Darüber hinaus braucht es eigene
Treffen – Caucusse – für gesellschaftlich diskriminierte Gruppen, die sich
über  Missstände  innerhalb  von  linken  Strukturen  austauschen  und
Veränderungen  einfordern.

DIE LINKE hat sicher Mist gebaut. Aber sie hat die Chance, ja die Pflicht,
ihre Politik zu ändern. Sie verfügt über die Ressourcen, eine Kampagne zu
starten, wie sie hier umrissen ist. Das würde nicht nur den Betroffenen am
ehesten gerecht werden. Es kann auch dafür sorgen, dass DIE LINKE mal
wieder  irgendeinen  ernstzunehmenden  Kampf  führt,  was  zur  Zeit  sicher
keine/r behaupten kann.

https://arbeiterinnenmacht.de/2022/03/17/kampf-gegen-sexuelle-gewalt-abseits-des-staates-gegen-oder-mit-ihm/
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Liebknecht  oder  Lederer?  –
Bericht  von  der  31.  LVV  von
Solid Berlin
Wir spiegeln an dieser Stelle solidarisch einen Bericht von Dan Kedem und
Tim Jonat von Solid Nord über die 31. Landesmitgliederversammlung von
Solid  Berl in.  Zuerst  erschienen  auf  Klassegegenklasse.org
(https://www.klassegegenklasse.org/liebknecht-oder-lederer/).

Am Sonntag tagte die 31. Landesvollversammlung der linksjugend [‘solid]
Berlin. Eine rechte Wende im Verband wurde zwar abgewandt, aber jetzt gilt
es den Linkskurs jenseits von Beschlüssen umzusetzen.

Nach  einem  letzten  Mobilisierungsversuch  der  Parteibürokratie  vor
Tagungsbeginn  startete  die  31.  Landesvollversammlung  der  linksjugend
[‘solid] Berlin mit unklaren Mehrheitsverhältnissen. Unter anderem wurden
Nachwuchskarrierist:innen aus den sogenannten Jugend-Basisorganisationen
(Einheiten der Parteibürokratie) mit dem Ziel mobilisiert, rechte Mehrheiten
zu sichern und einen reformistischen, an die Parteibürokratie angepassten
Kurs  innerhalb  des  Jugendverbandes  wiederherzustellen.  Die
Parteibürokratie  hat  sich  mehrmals  über  den  Kurs  des  Jugendverbands
unzufrieden gezeigt und hat den Wunsch auch öffentlich geäußert (neben
zahlreichen Distanzierungen), den Jugendverband wieder auf Kurs bringen
zu  wollen.  Paul  Schlüter  zum  Beispiel,  seinerseits  Mitglied  des
Parteivorstands  der  LINKE  Berlin,  war  als  „aktives“  Mitglied  bei  der
Mitgliederversammlung  dabei.  Formell  ist  seine  Mitgliedschaft  durch
Zahlung des Mitgliedsbeitrags zwar aktiv, gesehen hat man ihn auf solid
Veranstaltungen aber noch nie. Spekulieren kann man nur, ob er von Klaus
Lederer persönlich mobilisiert wurde.

Zur Einleitung der Tagung startete diese mit Grußworten der Abgeordneten

https://onesolutionrevolution.de/liebknecht-oder-lederer-bericht-von-der-31-lvv-von-solid-berlin/
https://onesolutionrevolution.de/liebknecht-oder-lederer-bericht-von-der-31-lvv-von-solid-berlin/
https://onesolutionrevolution.de/liebknecht-oder-lederer-bericht-von-der-31-lvv-von-solid-berlin/
https://www.klassegegenklasse.org/liebknecht-oder-lederer/


Katalin Gennburg und Ferat Ali Kocak, welche beide für eine starke Linke
und  eine  „widerständige“  Jugendorganisation  appellierten.  Gennburg
forderte allerdings auch, dass Deutsche Wohnen und Co. enteignen (DWE)
unbedingt in die Expert:innenkommission des Senats gehen sollten, nachdem
dieser die Forderungen der Initiative von ⅔ der Sitze in der Kommission
ignorierte und alles dafür tat, den Volksentscheid zu zermürben. Sie hat den
Eindruck gemacht, der Parteijugend einreden zu wollen, dass wirklich an
eine Umsetzung mit  SPD und Grünen gearbeitet  wird,  und biederte sich
insoweit an die Parteiführung an, dass sie das Gesagte von Katina Schubert
am vergangenen Wochenende zu einem möglichen Austritt aus der Koalition,
falls DWE nicht umgesetzt wird, wiederholte. Zum Krieg in der Ukraine hatte
sie im Gegensatz zu den anderen Grußworten gar nichts zu sagen, obwohl sie
alleine fast so lang gesprochen hat wie die anderen beiden zusammen.

Schlussendlich folgte ein Grußwort der Jugendorganisation REVOLUTION,
die  die  starke  Zusammenarbeit  mit  der  Solid  gegen  Rassismus,  die
Immobilienwirtschaft und für einen starken Antimilitarismus begrüßten. Es
folgten  starke  Appelle  an  den  Jugendverband,  welcher  sich  von  seinem
reformistischen  Kurs  abwenden  und  endlich  revolutionäre  Positionen
vertreten müsse.  Dafür  sei  es  auch notwendig,  sich der  Mutterpartei  zu
stellen, denn DIE LINKE steht dem revolutionären Anspruch des linken Solid-
Flügels diametral entgegen und praktiziert eine bürgerliche Politik, die der
Sozialdemokratie identisch ist. Die Solid müsse einen Trennstrich zwischen
der eigenen und der bürgerlichen Politik machen und einsehen, dass selbst
Reformen  immer  von  Arbeiter:innenkämpfen  und  eben  nicht  von
Parlamenten ausgingen. Wir hoffen, dass REVOLUTION bereit ist, den Kampf
gegen die verräterische Politik der LINKEn mit der Solid aufzunehmen und
sie dabei zu unterstützen.

Nach diesem starken Schlusswort ging es in die allgemeine Tagesordnung
über.

Wie  üblich  wurde  mit  einer  rechten  Mehrheit  im  Landesverband  das
Stimmrecht  und  dieses  Mal  auch  das  Wahlrecht  für  Sympathisant:innen
(passive  Mitglieder  sowie  nicht-Mitglieder  des  Verbandes)  beschlossen,
nachdem durch administrative Vorgänge einige Anmeldungen schief gingen



und nicht genau klar war, wer aktives Mitglied und wer Sympathisant:in ist.
Aufgrund dessen war es noch undurchsichtiger, wie die einzelnen politischen
Lager verteilt waren.

Nach einer beschlossenen Generalüberholung der Satzung wurde von Seiten
des  rechten Flügels  des  Landessprecher:innenrats  versucht,  ein  weiteres
bürokratisches  Mittel  innerhalb  des  Landesverbandes  durchzusetzen:  ein
sogenannter  Basisgruppenrat,  der  einzelnen  Delegierten  weitreichende
Befugnisse geben und die rechte Mehrheit unter den Basisgruppen gegen die
nach links orientierte Mehrheit im Landesvorstand ausspielen sollte. Dieser
Antrag wurde abgelehnt – ein weiterer guter Schritt für das linke Lager im
Landesverband, denn so kann bisher zumindest garantiert werden, dass die
rechte  Mehrheit  im  Landesverband  keine  Beschlüsse  eines  linken
Landesvorstands  aufheben  kann.

Die  eigentlich  wichtigen  Punkte  dieser  Landesvollversammlung  waren
allerdings die Nachwahl der freigewordenen Stellen im Landesvorstand der
Solid sowie die inhaltliche Antragsphase.

Linke Anträge für Enteignung, gegen Krieg und Aufrüstung

Begonnen  wurde  mit  einem  Antrag,  der  einen  Kernteil  einer  jeden
revolutionären Übergangsprogrammatik ausmacht:  nämlich die Ablehnung
von  Entschädigungszahlungen  und  die  Expropriation  (Enteignung)  der
Expropriateur:innen.  Im  Antrag  wird  folgendes  festgehalten:

Ablehnung der Entschädigung
S t e l l u n g  d e s  n a t i o n a l i s i e r t e n  E i g e n t u m s  u n t e r
Arbeiter:innenkontrolle
Verbindung  der  Frage  der  Enteignung  mit  der  Frage  nach  der
politischen Macht
Ablehnung des bürgerlichen Formalismus, das heißt: der Kampf um
die  Vergesellschaftung  kann  sich  nicht  auf  Instrumente  einer
bürgerlichen Verfassung berufen und deren Umsetzung durch eine
bürgerliche Regierung

Zur Überraschung des linken Lagers wurde dieser Antrag,  nach starkem



Einwand von Rechten, welche sich auf das Grundgesetz beriefen und für eine
Entschädigung plädierten, mit einer ⅔-Mehrheit angenommen.

Der nächste Antrag aus dem linken Flügel, welcher den Rausschmiss von
Agent:innen des Kapitals aus der Partei DIE LINKE forderte, wurde mit 45
Prozent Ja- zu 45 Prozent Nein-Stimmen abgelehnt. Dieser forderte auch den
Aufbau einer Partei nach den folgenden Organisationsprinzipien:

Funktionär:innen und Mandatsträger:innen für die Partei DIE LINKE
verdienen nur einen Arbeiter:innenlohn und sind verpflichtet,  den
Rest  ihres  Gehalts  an  Streikkassen  und  andere  vom  Staat
unabhängigen  Organisationen  der  Klasse  weiterzugeben
Die  jederzeitige  Abwählbarkeit  aller  Funktionsträger:innen  und
Mandatsträger:innen
Rechenschaftspflichtigkeit gegenüber den unteren Ebenen der Partei
Maximale Amtszeitbegrenzung auf zwei Legislaturen

An  dieser  Abstimmung  wurde  ersichtlich,  dass  die  Lager  auf  der
Versammlung ungefähr  gleichmäßig  verteilt  waren.  Wären allerdings  ein
Paul Schlüter aus dem Landesvorstand oder Nachwuchskarrierist:innen aus
den Jugend-BOs nicht geschickt worden, hätte der eigentliche Jugendverband
–  zumindest  auf  Landesebene  –  sehr  wohl  ein  Interesse  an  einer
antibürokratischen Arbeiter:innenpartei. Die Mutterpartei ist sich jedoch für
nichts zu schade und versucht zu sabotieren, wo es nur geht.

Wofür die Stimmen des rechten Lagers nicht genügten, war der nächste
Antrag, welcher den sofortigen Austritt der LINKEn Berlin aus der Regierung
fordert .  Die  Bedingungen,  welche  an  eine  Fortsetzung  der
Regierungsbeteiligung geknüpft  waren,  sind nicht umsetzbar und werden
tagtäglich von der Linksfraktion verraten. Deshalb war für die Mehrheit des
Jugendverbandes klar, dass die Partei aus der Regierung heraus muss. Ein
weiterer Erfolg für das revolutionäre Lager.

Die Forderungen waren:

Sofortige Umsetzung von Deutsche Wohnen und co. enteignen
Sofortiger Abschiebestopp in der rassistischen Migrationspolitik



Sofortiger Abbruch des Autobahnausbaus der A100
Sofortiger Stopp der Ausschreibungen für die S-Bahn-Privatisierung
Einführung des kostenlosen ÖPNVs in Berlin

Zum Anfang der Versammlung wurde klar, dass im Landessprecher:innenrat
die  Priorisierung  der  Anträge  kontrovers  diskutiert  wurde.  Dies  wurde
spätestens deutlich, als mehrere mehr oder weniger unkontroverse Anträge
zu Verbandsinterna wie dem öffentlichen Auftreten, eine Logoänderung und
die  Streichung  des  Sonderzeichen  im Namen aneinandergereiht  wurden.
Nach einer erfolgreichen Änderung der Geschäftsordnung wurde der Antrag
zur Neupositionierung des Berliner Landesverbandes zur Situation in Israel
und  Palästina  vorgezogen.  Die  Debatte  schien  zunächst  sehr  heikel  zu
werden, schließlich umfasste dieser Antrag mehrere Forderungen, die vom
Bundesverband  und  Partei  als  inakzeptabel  angesehen  werden  und
Positionen,  die  in  der  Vergangenheit  zu  Ausschlussforderungen  führten.
Folgende Forderungen waren im Antrag enthalten:

Unterstützung  einer  sozialistischen  Ein-Staaten-Lösung  auf  dem
Gebiet des historischen Palästinas
Anerkennung Israels als Apartheidstaat
Rückkehrrecht für alle Palästinenser:innen
Benennung  des  Zionismus  als  reaktionäre  und  nationalistische
Ideologie
Teilnahme des Berliner Landesverbandes an Nakba-Woche

Widerstand kam wieder  von  der  Linken Aktion  Lichtenberg,  welche  den
Antragstellenden  „Inkompetenz“  unterstellte,  da  der  Zionismus  als
nationalistische Ideologie gewertet wurde. Das israelische Apartheidregime
wurde ebenfalls in der Debatte verneint. Ebenso kam Gegenwind von einer
Bundessprecherin,  welche  darauf  hinwies,  dass  dieser  Antrag  laut
Bundesverbandsbeschluss  als  antisemitisch  einzustufen  sei.  Die
Spaltungslinie  zum  Bundesverband  wurde  an  diesem  Antrag  besonders
deutlich. Die traditionellen Argumentationsmuster der proimperialistischen
Bundesführung,  welche  sich  zur  Rechtfertigung  ihrer  Positionen  auf  die
sogenannte Kollektivschuldthese beruft, zogen bei der Berliner Basis jedoch
am Ende gar nicht. Mit großer Überraschung wurde der Antrag nämlich mit



absoluter Mehrheit angenommen. Ein großer Erfolg für den revolutionären
Flügel von Solid Berlin, da sie nach heftigstem Widerstand innerhalb eines
Solid-Verbands eine Mehrheit hinter ihrer Position zur Situation in Israel und
Palästina versammeln konnten. Diese Position wird in Deutschland nur von
einer handvoll Organisationen vertreten, entspricht jedoch der anerkannten
Mehrheitspositionierung von sozialistischen Gruppen weltweit.

Der letzte zu behandelnde Antrag des Tages sollte ebenfalls einer aus dem
linken  Lager,  gegen  Krieg  und  Aufrüstung,  sein.  Nach  einer  relativ
unkontroversen Debatte – nur die kernrechte Fraktion hatte wieder einmal
etwas  dagegen  –  wurde  auch  dieser  Antrag  mit  absoluter  Mehrheit
angenommen.  Somit  positioniert  sich  die  Solid  Berlin  klar  gegen  Putins
Angriffskrieg,  stellt  sich  aber  auch  klar  gegen  Sanktionen  und
Waffenlieferungen.  Ebenso  wird  die  Zerschlagung  der  NATO  und  die
Umstellung  der  Rüstungs-  auf  zivile  Produktion  gefordert.  Der  Antrag
richtete  sich  vor  allem  an  die  Linkspartei,  die  sich  immer  mehr  dem
deutschen  Kriegstaumel  anschließt.  Am  Wochenende  waren  vor  allem
Genoss:innen aus Nord-Berlin sowie der Basisgruppe „ROSA“ aus Steglitz-
Zehlendorf bei der Antikriegsdemo in Berlin zahlenmäßig gut vertreten, was
auf ein breites Mobilisierungspotential für diesen Beschluss schließen lässt.
Vor allem hier wird es darauf ankommen, den Druck auf den Landesvorstand
aufrechtzuerhalten, beziehungsweise notfalls auch durch öffentliche Kritik
größere Mobilisierung durch den gesamten Landesverband zu erwirken.

Weitere Anträge, welche vom linken Flügel kamen – wie zum Kampf gegen
die  Gewerkschaf tsbürokrat ie ,  zur  Nichtanerkennung  des
Bundessprecher:innenrats, zur Abschaffung der Polizei oder zum Rauswurf
der  Gewerkschaft  der  Polizei  aus  dem  deutschen  Gewerkschaftsbund  -,
wurden gar nicht erst behandelt, da diese durch reformistische Kräfte im
Landessprecher:innenrat nach ganz hinten geschoben wurden. Dies stellt ein
weiteres  beliebtes  Mittel  von  rechten  Strömungen  dar,  um  unbeliebte
Themen gar nicht erst behandeln zu müssen.

Nachwahlen zum Landessprecher:innenrat

Bei den Wahlen wurde es nicht minder spannend, doch mit relativ deutlichen



Mehrheiten wurden drei neue Genoss:innen in den Landessprecher:innenrat
gewählt.  Die Bilanz:  Eine rechte Wende wurde zwar abgewendet,  jedoch
behält der Landesvorstand insgesamt einen linksreformistischen Charakter,
obwohl zwei dem revolutionären Flügel nahestehende Genoss:innen gewählt
wurden.  Ein  relativer  Erfolg  war  es,  dass  Nachwuchsbürokrat:innen  der
Basisgruppe „Linke Aktion Lichtenberg“ (LiA) verhindert wurden, die unter
anderem Sanktionen gegen Russland befürworten und die Position vertreten,
es sei egal, wenn an diesen die Zivilbevölkerung leidet. Diese Basisgruppe,
die  im Übrigen eine  der  größten Fraktionen zur  Landesvollversammlung
stellte, vertritt ebenfalls die Positionen, dass es in der Ukraine und vor allem
in  der  ukrainischen  Armee  keine  Faschist:innen  gäbe  und  dass  die
Linksjugend  Berlin  sich  zum  Grundgesetz  bekennen  solle.

Die Wahlergebnisse lassen vorerst darauf schließen, dass in der restlichen
Legislaturperiode  des  Landessprecher:innenrats  kein  großer  Rechtsdrift
ansteht,  sodass  getroffene  Beschlüsse,  wie  das  Kooperationsverbot  mit
bürgerlichen Parteijugenden oder eine Kampagne gegen das Tesla-Werk, mit
der  Forderung,  das  dieses  entschädigungslos  enteignet  und  unter
Arbeiter:innenkontrolle  gestellt  gehört,  in  Teilen  des  Gremiums  Gehör
finden. An dieser Stelle soll der Appell an alle linken Mitglieder des Rats
gehen, dass wir darauf zählen, die Beschlüsse ernst zu nehmen und den
Kampf  um  diese  in  d ie  Parte i ,  den  Bundesverband  und  den
Landessprecher: innenrat  selber  hineinzutragen  und  diese
Übergangsforderungen  auch  öffentlich  zu  vertreten.  Die  revolutionären
Genoss:innen  sollten  sich  im  Klaren  darüber  sein,  dass  der  LSp:R  als
bürokratisches  Gremium  ein  Bremsklotz  ist,  sodass  ein  gewisser
Anpassungsdruck  besteht,  sich  in  die  bürokratischen  Strukturen  des
Verbandes  sowie  der  Partei  hinein  zu  integrieren.  Der  Anspruch
revolutionärer Genoss:innen innerhalb der linksjugend [‘solid] Berlin ist es,
dafür  zu  kämpfen,  in  der  Perspektive  eine  leninistische  Organisation
aufzubauen.  Dies  schaffen wir  nur mit  Klarheit  des Programms,  welches
zusammen  in  Opposition  mit  revolutionär-sozialistischen  Verbündeten
umgesetzt werden soll.  Die Bildung einer solchen Fraktion innerhalb des
Verbandes sowie der Partei  sollte oberste Priorität haben und die linken
Mitglieder des LSp:Rs dürfen sich dabei nicht vom reformistischen Alltag der



Partei zermürben lassen. Im Zweifelsfall kann dies auch nur mit dem Bruch
der reformistischen Parteiführung geschehen.

Wie weiter?

Doch  was  genau  bedeutet  das  alles  für  die  Solid  Berlin  und  für  die
Linksjugend im Allgemeinen?

Zunächst  wurde neben den Genoss:innen aus  Nord-Berlin  eine  Basis  für
Grundzüge eines revolutionären Programms gefunden. Diese Basis stützt sich
eben nicht nur auf eine Basisgruppe, sondern auf die Unterstützung durch
andere  Genoss:innen  des  Landesverbandes,  die  den  zum  rechten
Bundesverband entgegengesetzten Kurs befürworten und sich vom offenen
Kampf nicht abschrecken lassen. Das ist erstmal begrüßenswert, doch jetzt
kommt es darauf an, als revolutionäre Minderheit diese programmatische
Grundlage  in  eine  Oppositionsplattform  umzuwandeln,  damit  der
neugewählte, mehrheitlich linksreformistische Landessprecher:innen bei der
Umsetzung eben dieser Beschlüsse zu Genüge unter Druck gesetzt wird.

Revolutionär:innen bei der Linksjugend müssen alles dafür tun, dass diese
Übergangsforderungen, welche von der Basis beschlossen und legitimiert
worden  sind,  nach  außen  in  der  Öffentlichkeit  vertreten  werden.  Der
revolutionäre Flügel  mag zahlenmäßig eine Minderheit  darstellen,  jedoch
wurde sein Programm mehrheitlich von anderen Genoss:innen befürwortet.
Es gilt jetzt, diese Basis für ein anderes Organisationsprinzip zu gewinnen
und  einen  unversöhnlichen  Kampf  gegen  Bundesverband  und  Partei
aufzunehmen,  welcher  nicht  davor  zurückschreckt,  sich  auf  die  eigene
Legitimation  zu  berufen.  Ebenso  darf  sich  dieser  Kampf  nicht  hinter
bürokratisch-administrativen  Formalien  verstecken,  Konflikte  in  der
Öffentlichkeit nicht austragen zu wollen. Die Partei ist nach wie vor auf den
Jugendverband als Karriereschmiede angewiesen und hat ohne diesen zwar
noch die Jugend-BOs, allerdings sind diese für linke Kräfte noch unattraktiver
als die Solid an sich. Zu einem gewissen Grad toleriert sogar eine rechte
Führung,  wie  die  der  Berliner  Linkspartei,  linke Beschlüsse des  eigenen
Jugendverbandes, da diese radikale Kräfte in gewohnte und eng gesetzte
Bahnen lenkt  und mit  dem Verweis auf  die formelle Unabhängigkeit  zur



Partei als linke „Spinnereien“ einer Handvoll Jugendlichen abgetan werden
können. Die Partei  behält  sich auch immer vor,  dem Jugendverband den
Geldhahn  zuzudrehen,  falls  durch  bürgerliche  Medien  ein  unerträgliches
Ausmaß an Druck erwirkt wird.

Die  revolutionäre  Minderheit  darf  sich  nicht  mit  einer  formell  linken
Beschlusslage zufrieden geben. Es muss jeden Tag in der Partei, im Verband
und  in  der  Öffentlichkeit  um  dieses  Programm  gekämpft  und  dieses
schonungslos  nach  Außen  vertreten  werden.  Zentristischen  Kräften  in
anderen Verbänden muss gezeigt werden, dass es weder um Posten oder
Mehrheiten im Bundesverband geht, sondern um eine alternative Plattform
bzw.  Opposition,  die  die  bürokratischen Strukturen der  Linksjugend und
rechte Hegemonie tagein tagaus demaskiert.

______________________________________________________

Nachträgliche Anmerkung von uns:
Wie schon in unserem Grußwort am Sonntag gesagt, freuen wir uns sehr
über die Wende in Solid Berlin hin zu revolutionärer Politik. Was man zum
Text noch ergänzend sagen sollte: Die fortschrittlichen Forderungen, die auf
der LVV durchgesetzt wurden, können bloß ein Anfang sein. Diese müssen
nun  mit  Kampagnen  verbunden  werden,  an  denen  sich  möglichst  viele
Basisgruppen beteiligen sollten.  Nur durch gemeinsame und koordinierte
Arbeit innerhalb einer revolutionären Organisation, kann diese auch wirklich
gesellschaftliche  Wirkkraft  entfalten.  Aber  dafür  ist  nun  der  Grundstein
gelegt!

[’solid] Berlin: Was tun mit dem

https://onesolutionrevolution.de/solid-berlin-was-tun-mit-dem-ersten-schritt-nach-links/


ersten Schritt nach links?
Lukas Resch

Ein  Beschluss  gegen  den  RGR-Koalitionsvertrag,  ein  Antizionist  im
LandessprecherInnenrat  (LSPR)  und  ein  „Nein  zur  EU  der  Banken  und
Konzerne“,  ein  klares  Bekenntnis  zum Volksentscheid „Deutsche Wohnen
und Co enteignen“: Diese und weitere Entwicklungen in [’solid] Berlin sorgen
seit der letzten Wahl für Aufsehen, bis in die bürgerlichsten Teile der Presse
hinein. Einige Reaktionen aus der eigenen Organisation und der Mutterpartei
lassen es  scheinen,  als  hätte  man das rote Berlin  ausgerufen.  Von ewig
gestrigen  StalinistInnen  ist  die  Rede,  öffentliche  Hetzkampagnen  gegen
eigene Mitglieder lassen nicht lang auf sich warten. Was ist los in [’solid]
Berlin?

The way so far …
Spricht man mit Mitgliedern, zeigt sich ein positiv gestimmtes Bild: Bei der
Wahl  zum  LSPR  schafften  es  die  linkeren  Basisorganisationen,  diesen
gemeinsam  mit  einigen  neuen  und  vielversprechenden  Gesichtern  zu
besetzen. Auch auf der letzten Landesvollversammlung zeichnete sich ein
deutlich linkeres Bild ab als in der Vergangenheit. Unter anderem wurde
beschlossen:

Eine Aufforderung an die Linkspartei  Berlin,  die Koalitionsverhandlungen
abzubrechen, und an die Mitglieder, gegen den Vertrag und die Koalition mit
den Grünen und der SPD zu stimmen; ein Beschluss gegen die alleinige
Zusammenarbeit mit Jusos und grüner Jugend, um nicht als RGR-Jugend zu
erscheinen. Eine Zusammenarbeit in größeren Bündnissen wird damit nicht
ausgeschlossen.

Dies stellt einen Schritt in die richtige Richtung dar, auch wenn es weiter
notwendig  sein  wird,  die  Jusos  als  die  Massenjugendorganisation  einer
bürgerlichen  ArbeiterInnenpartei  (1)  zu  gemeinsamen  Mobilisierungen
aufzufordern.  Diese Notwendigkeit  stellt  sich auch bezüglich der Grünen
Jugend, die trotz ihrer ökobürgerlichen Mutterpartei über eine Verankerung
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in der Umweltbewegung verfügt.

Eine Einschätzung der „EU der Banken und Konzerne“, die ersetzt werden
soll durch „die Vereinigung europäischer Staaten“ (auch wenn unklar ist, wie
diese  erreicht werden und wie sie aussehen soll), suggeriert immerhin einen
„Bruch mit der EU“ (wobei aufgepasst werden muss, dass nicht einfach für
einen „linken“ Austritt Deutschlands aus der EU eingetreten wird, sondern
für eine sozialistische Vereinigung Europas).

Trotz allem: eine willkommene Entwicklung, die einige Mitglieder von [’solid]
bereits  von einem Linksrutsch sprechen lässt.  Diese Entwicklungen sind,
immerhin,  ein  frischer  Wind,  erst  recht  nach  der  zerschmetternden
Wahlniederlage  der  Linkspartei  bei  der  Bundestagswahl.

Grenzen
Deswegen wollen wir die Situation nutzen, um uns zu positionieren und zur
Diskussion über das weitere Vorgehen etwas beizutragen.

Die neue Zusammenstellung des LSPR ist sicher ein Schritt nach vorne, auch
wenn dieser noch in der kommenden Zeit beweisen muss, ob der radikale Ruf
der ihm vorauseilt, auch entsprechende Taten mit sich bringt.

Die  Ergebnisse  der  Landesvollversammlung  sprechen  ebenfalls  eine
deutliche Sprache. Man stellt sich entschieden gegen die Ausrichtung der
Berliner Linkspartei  und erhebt den Anspruch, eine eigene, sozialistische
Perspektive dagegenzuhalten.

Der erste Dämpfer ist da natürlich, die Abstimmung gegen die RGR-Koalition
verloren zu haben. Von den 50 % der teilnehmenden Linksparteimitglieder
haben 75 % für diese gestimmt.

Wie geht es jetzt also weiter für alle, die sich eine linkere, antikapitalistische
Politik und Linkspartei wünschen und dafür im Jugendverband kämpfen?

Wir  wollen  uns  auf  zwei  Punkte  konzentrieren:  die  Grenzen,  an  die
revolutionäre Jugendliche in  der  Linkspartei  und [’solid]  stoßen,  und die



Taktik, mit der sie kämpfen können.

Zunächst das Ernüchternde: Das, was in [’solid] Berlin passiert – ebenso die
gewisse Bewegung in der Basis der Linkspartei –, stehen einer bundesweit
gegenläufigen  Tendenz  gegenüber.  Real  sind  die  Linkspartei  und  ihr
Jugendverband in den letzten Jahren nach rechts gegangen. Auch wenn sich
in den letzten Wochen eine linke Opposition in Berlin gebildet hat und im
Landesverband Nordrhein-Westfalen nach dem katastrophalen Ergebnis der
Bundestagswahlen ein linker Landesvorsitzender gewählt wurde, so ändert
das  noch  nicht  das  Gesamtbild.  Ramelows  Regierungspolitik  stellt  keine
Ausnahme  dar.  Für  alle  Landesregierungen  mit  LINKE-Beteiligung  gilt:
Mitgehangen, mitgefangen – mit  kapitalistischer Realpolitik.  Und das gilt
auch für Berlin.

Das ist auch kein Zufall oder einfach eine Schwäche gegenüber der größeren
SPD,  sondern  das  Interesse  der  Linksparteiführung  .  Sie  betreibt
reformistische Politik, die immer nur den Kompromiss mit dem Kapitalismus
sucht, mit dem Leute wie Klaus Lederer an sich ganz gut leben können.
Daher ist es für ihn auch kein Problem gewesen, DWe fallen zu lassen.

An die Grenzen dieses Führungsapparates werden alle RevolutionärInnen,
die gern eine andere Linkspartei und ein antikapitalistisches [’solid] hätten,
irgendwann stoßen, solange dieser Apparat die Partei und ihre Strukturen
kontrolliert – so, dass der Apparat die Kontrolle gut behalten kann. Das muss
sich auch in [’solid] niederschlagen, und wenn es der Geldhahn ist, an dem
die Mutter vielleicht mal dreht.

 … and the way ahead
Ohne über diese Grenzen Gedanken anzustellen, wird jeder Versuch, [’solid]
revolutionär umzugestalten, in blindem Aktivismus und Selbstverbrauch oder
aber Anpassung an den erwähnten Apparat enden. Unserer Meinung nach
sollte sich daher jede//r klar machen, dass es bei der Konfrontation mit der
reformistischen  Mehrheit  und  dem  Apparat  um  eine  grundsätzliche
Auseinandersetzung  geht.  Letztlich  vertritt  der  Reformismus  nicht  den
Klassenstandpunkt  der  Lohnabhängigen,  sondern  ordnet  vielmehr  deren



Interessen jenen der herrschenden Klasse unter.

Trotzdem kann sich das Ringen mit dem Apparat lohnen und unzufriedene
Jugendliche in (und außerhalb von) [‚solid] um revolutionäre oder wenigstens
eine  alternative  Politik  zu  RGR sammeln.  Dazu  sollten  die  vorhandenen
Ansätze  der  letzten  Wochen  vertieft  werden.  Konkret  sollten  sich  alle
Jugendlichen zu einer Opposition organisieren – einer Fraktion.

Die  angepeilte  Taktik,  um  die  eigene  Mutterorganisation  mittels  einer
digitalen Kampagne wieder auf die eigenen Werte zu besinnen, begleitet von
Veranstaltungen, kann das nur begrenzt leisten, ist sie doch dazu verurteilt,
vor allem einen Nachhall im eigenen Kreis hervorzurufen.

Darüber hinaus braucht es ein Sammeln um Aktionen wie Demonstrationen
bis hin zu Streiks in Schule und Betrieb und mehr – wenigstens braucht es
jetzt die Debatte darum. Und für sich alleine bringen solche Aktionen auch
noch nichts. Es sollte sich auf einige Forderungen verständigt werden, die
für Jugendliche gerade akut sind, um die mobilisiert werden kann und mit
denen auch andere – Jusos, Grüne Jugend, Gewerkschaftsjugendliche, DWe
usw. angesprochen werden können. Beispiele?

Sofortige Umsetzung des DWe-Volksentscheids! Gerade Jugendliche
können sich das Wohnen ohne (reiche) Eltern nicht leisten! Dazu
braucht  es  eine  Massenbewegung  und  die  Unterstützung  der
Gewerkschaf ten  und  Mieter Innenverbände ,  um  d ie
Vergesellschaftung  durch  politische  Streiks  und  Mietboykotts
durchzusetzen!
Für  eine  echte  Verkehrswende  in  Berlin  –  keine  S-Bahn-
Zerschlagung,  dafür  massive  Einschränkung des  Straßenverkehrs,
Ausbau von S-Bahn und Tram, kostenloser ÖPNV!
Für  die  Kontrolle  über  coronabedingte  Schulöffnungen  und  -
schließungen durch demokratische Komitees der SchülerInnen und
LehrerInnen selbst!

Das sind nur mal drei Beispiele. Der Kampf um solche Forderungen ist einer
gegen die RGR-Regierung, und damit gegen Lederer und Co! Völlig richtig ist
deshalb,  dass  [’solid]  am kommenden Dienstag zu  Protesten gegen RGR



aufruft.

Aber es sind die nächsten Monate, die durchscheinen lassen werden, ob die
gewisse  Dynamik  in  [’solid]  (und Linkspartei)  nach links  weitergetrieben
werden  kann  oder  im  Treibsand  reformistischer  Realpolitik  ausgebremst
wird. Denn trotz aller positiven Berliner Entwicklungen der letzten Monate
im Windschatten der Wahlen – DWe, Krankenhausstreik oder eben auch ein
gewisser Linksdrall in DIE LINKE – gegen die Regierung zu kämpfen wird
eine andere Nummer, in der das Überwinden der defensiven Position mit
davon  abhängen  wird,  ob  sich  revolutionäre,  antikapitalistische  Kräfte
sammeln  können  und  in  [’solid],  Jusos  usw.  reinwirken  können.

Daher sollten sich AntikapitalistInnen ernsthaft überlegen, inwieweit sie in
ihrem Kampf auf die LINKE setzen wollen, die die nächsten fünf Jahre Verrat
schon ab Tag 1 beginnt, oder ob ein revolutionärer Bruch mit der Partei
sinnvoller  ist.  Früher  oder  später  wird  dieser  unserer  Meinung  nach
unausweichlich.  So  oder  so  sind  wir  für  die  Debatte  mit  Euch  offen.

Übrigens: Vor sieben Jahren hat die Jugendorganisation REVOLUTION eine
umfassende Broschüre rausgebracht,  die  [’solid]  kritisch beleuchtete  und
RevolutionärInnen  im  Jugendverband  einen  Handlungsvorschlag  zur
S a m m l u n g  i h r e r  K r ä f t e  m a c h t e  …  i m m e r  n o c h
aktuell: http://onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2011/04/Solid-Pol
emik_Lukas_M%C3%BCller_2014.pdf

Endnote
(1)  Unter  einer  bürgerlichen  ArbeiterInnenpartei  verstehen  wir  eine
bürgerliche  Partei,  die  sich  jedoch  über  historische  Verbindungen,  über
Gewerkschaften,  proletarische  Mitgliedschaft  und  WählerInnen  auf  die
Klasse  der  Lohnabhängigen  stützt,  mit  dieser  organisch  verbunden  ist.
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Austritt aus der Revolutionären
Linken  (in  [solid']  )  –  aber
warum?
Entwicklung der Revolutionären Linken (RL)

Anfang Juli 2015 gründete sich in der linksjugend [solid‘] die RL, die den
Anspruch  hatte,  für  eine  klassenkämpferische  Jugendorganisation
einzutreten. Eine Jugendorganisation, die in der Lage ist den Kapitalismus zu
stürzen. Da einige unserer Mitglieder, die vormals in der [solid‘] Fulda aktiv
waren, schon ein Jahr zuvor versucht hatten eine revolutionäre Fraktion zu
gründen, waren wir über die Gründung und die Dynamik der RL sehr erfreut.
Dieser Schritt war bitter nötig, weil [solid‘] einem sozialistischen Anspruch
bei  weitem  nicht  gerecht  wurde.  Dafür  sorgen  proimperialistische
Antideutsche, eine reformistische Führung und ein linker Flügel,  welcher
sich zwar „Revolution“ auf die Fahnen schreibt, aber praktisch bestenfalls
zentristische (SAV,Funke) oder gar offen reformistische Politik (BAK AuF)
macht. Um die vergangenen und aktuellen Klassenkämpfe zu verarbeiten und
eine Anleitung zum Handeln zu geben braucht es ein Programm. Genau das
wollten wir mit Anträgen bei den Treffen der RL in Hamburg, wo seitens der
SAV ein zweiseitiger Wisch als Programm verkauft werden sollte, und beim
zweiten Treffen in Dortmund versuchen. Dort wurden unsere entsprechenden
Anträge mit der Begründung, es brauche „Bewegung“ und kein Programm
abgelehnt.  Auch  unsere  Bemühungen  eine  demokratische  Grundlage
innerhalb  der  RL  in  Form  eines  Statuts  zu  schaffen  wurde  abgelehnt.
Paradoxerweise wurde anschließend ein Koordinierungskreis, also eine nicht-
demokratisch legitimierte Leitung, gewählt.

In  den  letzten  Monaten  gab  es  außerdem  keine  zahlenmäßige  oder
aktionistische Weiterentwicklung der RL.  Zwar gab es am 18.  Dezember
einen bundesweiten Aktionstag,  dieser  ging allerdings nicht  über die  RL
hinaus.  Andere  Gruppen  oder  gar  unorganisierte  Einzelpersonen
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einzubinden,  wurde  nicht  einmal  versucht.  Man  beging  also  genau  die
Fehler,  die  jetzt  fälschlicherweise  an  Jugend  gegen  Rassismus  kritisiert
werden.

Jugend gegen Rassismus (JgR)

Ende März gab es ein weiteres Treffen der RL. Das Thema war hauptsächlich
die über Deutschland hereinbrechende rassistische Welle. Für uns ist das
natürlich untrennbar verknüpft mit der Frage: „Was tun gegen Rassismus?“
Eine  Beteiligung  der  RL  an  dem  dynamischsten,  bundesweiten
Antirassismusbündnis „Jugend gegen Rassismus“ schien uns der beste Weg
für die RL an dem Aufbau einer Gegenbewegung mitzuwirken. Unser Antrag
einer  Beteiligung  der  RL  an  JgR  wurde  allerdings  bis  auf  wenige
Gegenstimmen abgelehnt,  obwohl  bundesweit  mittlerweile  Teile  der  SAV
„Jugend gegen Rassismus“ unterstützen. Die Argumente waren, man wolle
keine Bewegung von oben erzwingen, soziale Forderungen fehlten und die
Massen  seien  nicht  bereit  mit  Forderungen  wie  „Offene  Grenzen“  oder
„Selbstverteidigung gegen rassistische Angriffe“ konfrontiert zu werden. Mit
einer solchen opportunistischen Argumentation sich einer Einheitsfront zu
verweigern, ist schon ziemlich sektiererisch. Vor allem wenn man bedenkt,
dass die SAV keinen Alternativvorschlag vorstellte.

Auch  das  „Argument“,  dass  JgR  keine  unorganisierten  Jugendlichen
ansprechen würde, ist lächerlich. Dass „Jugend gegen Rassismus“ gerade
vom Refugee Schul- und Unistreik (RSUS) ins Leben gerufen wurde, an dem
sich viele unorganisierte Jugendliche beteiligen, die soziale Fragen sehr wohl
Beachtung findet und das Bewusstsein der Massen mit den entsprechenden
Forderungen gehoben werden muss,  sah die Mehrheit  der RL nicht.  Der
wahre Grund für diese Blamage war viel eher, dass die SAV, die die RL
dominiert,  kein  Projekt  unterstützen  möchte,  bei  welchem sie  nicht  die
Führung innehat. Der Aufbau der eigenen Vorfeldstruktur wurde hier über
die objektive Notwendigkeit des Aufbaus eines antirassistischen Bündnisses,
welche die Keimform einer antirassistischen Bewegung sein kann, gestellt.

Der Bundeskongress 2016



Der Bundeskongress von solid (BuKo) ist offiziell das höchste demokratische
Gremium  in  solid.  Faktisch  kann  sich  der  Kongress  in  die  Reihe  von
Kongressen  einreihen,  auf  denen  irgendwas  beschlossen  wird,  das  aber
faktisch keine Auswirkungen hat, nichtmal für die eigene Organisation. Der
linke Flügel macht was er will und ihm ist egal, was der rechte beschlossen
hat. Andersrum gilt dasselbe. Dass ein nicht unbedeutender Teil von solid
vollkommen ignoriert was beim BuKo passiert, drückt sich auch im BuKo
selbst aus. Nur 190 von 250 Delegierten, sprich 74 %,[1] kamen und das
trotz der Möglichkeit bei Krankheit, etc. Ersatzdelegierte zu schicken. Auch
der Funke, der Teil der RL ist, kritisiert, dass der BuKo keine Auswirkungen
auf  die  Arbeit  in  den  Ortsgruppen  und  Landsverbänden  hat:  „Viele
Beschlüsse des höchsten Gremiums verschwinden oftmals in der Schublade –
wodurch  die  Frage  nach  dem  Sinn  und  Zweck  von  Bundeskongressen
provoziert werden kann.“[1]

Dass die RL ohne Programm und Statut innerhalb solid nicht fraktionsfähig
sein kann, sah man dann während wie auch nach dem BuKo. Während ein
Genosse,  den  man  getrost  als  Linken  in  der  RL  bezeichnen  kann,  von
„gemischten Gefühlen“ spricht, tobt auf Facebook ein Kampf zwischen der
SAV und dem Funken, wie man sich zu Sexarbeit verhält. Von Diskussion
nach  innen,  Geschlossenheit  nach  außen,  wie  es  für  leninistische
Organisationen  üblich  ist,  sah  man  nichts.

Dank eines Leaks mit dem Hashtag #NuernbergPapers ist uns bekannt, dass
auf dem BuKo über JgR etwas beschlossen wurde und AntiDs dem wohl
zustimmen wollten. Jedoch können wir, trotzdem wir teilweise zum jetzigen
Zeitpunkt  noch  Mitglieder  von  solid  sind,  nicht  nachvollziehen,  wie  das
eigentlich  ausgegangen ist.  Grund dafür  ist,  dass  wir  keinen Zugang zu
Protokollen  des  höchsten  demokratischen  Entscheidungsgremiums  haben
und auch noch nie hatten. Damit sollte alles zum BuKo gesagt sein.

Taktiken und Positionen

Ein weiterer Grund für das Stagnieren des Aufbaus der RL sind taktische
Fehler.  Auf  der  letzten Versammlung der RL wurde klar,  dass sie  unter



keinen Umständen mit der SPD zusammenarbeiten will, weil die SAV diese
als bürgerliche Partei  charakterisiert.  Das ist  aber aus unserer Sicht ein
grober Fehler, welcher taktische Folgen mit sich bringt. Die SPD ist eine
bürgerliche  Arbeiter_Innenpartei.  Die  Führung  macht  zwar  Politik  im
Interesse der Bourgeoisie, aber ihre soziale Basis ist historisch und aktuell
die Arbeiter_Innenklasse. Dies lässt sich auch einfach an ihrer Stärke in den
DGB-Gewerkschaften,  die  sicher  keine  gelben  Gewerkschaften  sind,
feststellen.

Die Illusionen der Arbeiter_Innenklasse in den Reformismus, wie auch ihr
reformistisches Bewusstsein, kann nur durch gemeinsame Aktionen wie einer
Einheitsfront mit JgR gebrochen werden. In dieser können Revolutionär_Inne
durch eigenständige Propaganda und Kritik an der Führung aufzeigen, dass
Diese  einer  fortschrittlichen  Bewegung  in  Wege  steht.  Darüber  hinaus,
können  revolutionäres  Bewusstsein,  wie  auch  der  Einfluss  von
Revolutionär_Innen,  in  der  Klasse  gestärkt  werden.

Gleichzeitig  verhält  sich  die  RL  auch  sektiererisch  gegenüber  anderen
linksradikalen  Organisationen,  was  ihre  Weigerung  „Jugend  gegen
Rassismus“ aufzubauen zeigt. Dieses Sektierertum geht Hand in Hand mit
einer  opportunistischen Politik  gegenüber  der  LINKEN und [solid‘].  Hier
steckt man tief in den Strukturen, ohne einen offenen Kampf um die Führung
zu  führen.  Echter  Entrismus,  wie  Trotzki  ihn  sich  als  Taktik  für
Revolutionär_Inne in  reformistischen Parteien vorstellte,  um einen linken
Flügel wegzubrechen oder die Partei zu übernehmen, sieht anders aus.

Weiter bleibt die RL auf zentristischen Positionen hängen. Die Weigerung
sich ein Programm zu geben ist ein deutlicher Indikator dafür. Brennende
Forderungen, die es gerade seit dem massiven Aufkommen der Rassist_Innen
und den verstärkten Flüchtlingsbewegungen seit Mitte 2015 braucht, werden
nicht genannt. Dazu gehört, das keine offenen Grenzen gefordert werden und
auch dem Aufbau von Selbstschutz keine Notwendigkeit zugesprochen wird.

Für eine revolutionäre Jugendorganisation!

Die  sich  anbahnende Krise  und der  katastrophale  Rechtsruck  in  Europa



machen die Notwendigkeit der Jugend eine einheitliche und revolutionäre
Führung  zu  geben  überdeutlich.  Wir  müssen  endlich  die  aktuelle
Führungskrise überwinden und uns für die kommenden Kämpfe wappnen!
Dazu braucht es eine sozialistische Organisation mit einem klaren Programm,
einem lebendigen  demokratischen  Innenleben  und  einheitlichen  Aktionen
nach außen. Gerade im Rahmen unserer Intervention in [solid‘] und der RL
hat sich gezeigt, das keine dieser Strukturen in der Lage sind sich zu so einer
Organisation zu entwickeln und die momentane Führungskrise der Jugend
als auch der Klasse der Lohnabhängigen als Ganzes zu lösen. Schade auch,
dass die SAV die Diskussion, wie eine solche Führung zu schaffen ist, nicht
mehr mit uns weiter führen möchte. Dies zeigt sich dadurch, dass sie zum
Beispiel Anträge innerhalb der RL durchboxte, die Programmdiskussionen
auch  auf  kommenden  Treffen  unterbinden.  Die  SAV  zeigt  dadurch
hervorragend, was sie von der reformistischen Bürokratie in der Linkspartei
gelernt hat: bürokratische Manöver.

Ein Austritt unsererseits aus der RL und eine Konzentration auf die eigene
Arbeit ist somit mehr als gerechtfertigt. Natürlich arbeiten wir gerne auch in
Zukunft  mit  linken Teilen  von [solid‘]  und der  SAV zusammen,  um eine
größere Aktionseinheit wie auch Gruppen übergreifende
Diskussionen innerhalb der Linken zu schaffen. Eine organisatorische Einheit
ist allerdings nicht mehr gerechtfertigt. Unser eigentliches Ziel, nämlich den
linken  Flügel  in  [solid‘]  organisatorisch  auf  die  notwendigen
Auseinandersetzungen  mit  der  rechten  Führung  bis  hin  zum  Bruch
vorzubereiten, haben wir nicht erreicht. Trotzdem war unsere Arbeit nicht
umsonst: Wir haben eine klare Kritik am Reformismus von [solid‘] und dem
Zentrismus  der  RL  und  der  SAV  formuliert.  Darüber  hinaus  haben  wir
REVOLUTION  deutschlandweit  bekannter  gemacht,  Kontakte  herstellen
können und einige Mitglieder in Fulda und Bonn dazu gewonnen. In Fulda
wurde im Juni 2015 aus der solid-Gruppe eine sehr aktive REVOLUTION
Ortsgruppe, die sich in einer konservativen 60.000 Einwohner_Innenstadt
länger als sämtliche andere Jugendorganisationen links der Jungen Union
halten konnte und kann.

[1] „Rückblick auf den Bundeskongress 2016“, Der Funke

http://www.derfunke.de/index.php/rubriken/jugend/1954-rueckblick-auf-den-bundeskongress-2016-der-linksjugend-solid


Messerattacke  auf
Linksparteimitglied:  Liebe
ersetzt keine Gegenwehr
VON GEORG ISMAEL

Am Montag wurde Julian Kinzel, Mitglied des Schweriner Kreisvorstandes
der LINKEN und Mitglied bei solid, Opfer einer Messerattacke in Wismar.
Drei Faschisten schlugen ihn mit den Worten „schwule Kommunistensau“
nieder und stachen 17 mal auf den Aktivisten ein.

Dieser Mordanschlag reiht sich ein, in eine Welle von Angriffen. Neu sind
nicht nur der schamlose Einsatz von Messern bis zu Schusswaffen, sondern
auch  deren  gezielter  Einsatz  gegen  bekannte  Linke.  Genährt  durch  die
Erfolge der rassistischen Mobilisierungen des vergangenen Jahres und das
beinahe  folgenlose  in  Brand  stecken  von  Flüchtlingsunterkünften,  sowie
angreifen  von  Geflüchteten,  hat  die  Gewaltgelüste  der  Faschisten  nicht
besänftigt, sondern beflügelt.

Der Übergriff in Wismar ist kein erschreckendes Einzelbeispiel. Er ist der
gnadenlose Vorgeschmack auf eine faschistische Bewegung, die sich stark
genug fühlt, linke Aktivist_Innen und Arbeiter_Innenorganisationen gezielt,
geplant und direkt anzugreifen.

Wir verurteilen den Angriff auf Julian Kinzel und mit ihm stellvertretend auf
die Linkspartei, sowie solid aufs Schärfste. Wir wünschen Julian eine baldige
Gesundung, auf das er sich nicht einschüchtern lasse, von den faschistischen
Übergriffen.
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Doch wir glauben auch, dass es einer kritischen Auseinandersetzung mit
seinen Worten nach der Entlassung aus dem Krankenhaus bedarf,  als er
sagte „wir dürfen auf solche Attacken nicht mit Radikalisierung antworten.
Unsere Antwort auf Hass muss Liebe, auf Dummheit Vernunft und auf Gewalt
Solidarität sein. Somit ist Hass hier fehl am Platz. Lasst uns dieses Ereignis
zum  Anlass  nehmen,  solchen  Ideologien  durch  mehr  Menschlichkeit
vorzubeugen. Nach meiner hoffentlich baldigen Gesundung werde ich dabei
verstärkt mitwirken.“

Während  man  von  persönlicher  Größe  sprechen  könnte,  nach  einer
derartigen Attacke derartiges zu sagen, muss eines klar festgehalten werden.
Liebe, Vernunft und Solidarität sind wichtige und gute Eigenschaften, die
sich eine linke Bewegung zu eigen machen sollte. Sie sind aber keine Mittel,
um  die  faschistische  Bewegung  oder  ganz  praktisch  eine  scharfe
Messerklinge  zu  stoppen.

1931 schrieb Kurt Tucholsky als Abschluss seines Gedichtes Rosen auf den
Weg gestreut „Und verspürt ihr auch in eurem Bauch den Hitler-Dolch, tief,
bis zum Heft: Küsst die Faschisten, küsst die Faschisten, küsst die Faschisten
wo ihr sie trefft!“

Was vor rund 70 Jahren voll Sarkasmus von einem Sozialisten gegenüber der
erstarkenden  faschistischen  Bewegung  geäußert  wurde,  wird  heute  mit
v o l l e r  Ü b e r z e u g u n g  a u f  d e r  p o l i t i s c h e n  B ü h n e  v o r  d e r
Arbeiter_Innenbewegung präsentiert. Wie die Geschichte damals verlief, als
sich KPD, SPD und Gewerkschaften nicht auf eine gemeinsame Einheitsfront,
die  auch  gemeinsame  Selbstverteidigungsorgane  bedeutet  hätte  einigen
konnten, wissen wir. Wir wissen nicht, wie die Zukunft aussehen wird, aber
wir können eines mit Sicherheit sagen. Derartige Kommentare geben nicht
nur  keine  Antwort,  wie  derartigen  Übergriffen  praktisch,  der
dahinterstehenden Bewegung politisch begegnet werden soll.  Die ohnehin
politisch und ideologisch schwache Arbeiter_Innenbewegung wird zusätzlich
in Sätze, die sich in der bürgerlichen Presse zwar gut machen, aber auf der
Straße, vor der Flüchtlingsunterkunft oder im Betrieb herzlich wenig taugen,
eingelullt.



…wie viele Heime müssen noch brennen, wie viele Gewerkschaftshäuser und
Linke  Zentren  noch  beschmiert  und  angegriffen,  wie  viele  weitere
Mordversuche an Migrant_Innen und organisierten Linken, muss es noch
geben ,  b i s  d i ese  unver f ro rene  Verbürger l i chung  in  den
Arbeiter_Innenorganisationen unter der Hitze der Ereignisse zu schmelzen
beginnt?

Liebe Genoss_Innen der Linkspartei, liebt doch wen ihr wollt, aber das ist
keine  Antwort  auf  faschistische  Übergriffe.  Die  einzige  Antwort  auf
faschistische Übergriffe sind eigene Selbstverteidigungsorgane, die gezielte
Auflösung  faschistischer  Versammlungen  und  die  Entwaffnung  ihrer
Organisationen  durch  die  Arbeiter_Innenbewegung.  Dann  könnt  ihr  eure
Liebe haben. Es wird vermutlich nicht die Liebe der bürgerlichen Presse, die
Liebe der bürgerlichen Parlamentskolleg_Innen sein, aber die Dankbarkeit all
jener, die ein reales Interesse am Kampf gegen den Faschismus haben.

Während sich die Faschisten radikalisieren und der Staat nach rechts rückt,
zur  Mäßigung  aufzurufen,  heißt  s ich  noch  im  Vorhinein  von
Auseinandersetzung der Möglichen Kampfmittel zu berauben. Die Realität ist
keine  wohlfeile  Zusammenstellung  von  Moralvorstellungen,  die  nur  mit
feuriger Inbrunst vor der Gesellschaft vorgetragen müssen. Die Realität ist
eine  historische  Krise  des  Kapitalismus,  in  der  die  Klassenkämpfe  zum
erneuten  erstarken  faschistischer  Organisationen  führen.  Wir  als
Sozialist_Innen sind voller  Optimismus,  dass auch die Revolutionär_Innen
stärker werden und letztlich siegen können – aber nur dann, wenn sie es
auch wollen.

Anmerkung der Redaktion: Laut einem Artikel der Zeit vom 11.01.2016
stimmt die Art der Verletzung nicht mit den genannten 17 Messerstichen
überein.  Es  wurde  geäußert,  dass  der  Tathergang  somit  nicht  Julians
Schilderung  entspricht.  Der  Korrektheit  wegen  machen  wir  auf  diesen
Sachverhalt aufmerksam. Es ist jedoch auch anzumerken, dass in anderen
Fällen die Behörden politische Straftaten nicht also solche anerkannten, um



Statistiken zu schönen oder sogar Opfer zu Tätern gemacht haben.

Die drohende Gefahr durch die erschreckend schnell erstarkende Rechte und
die  Zunahme  der  Attacken  auf  Einrichtungen,  Aktivist_Innen  oder  auf
Menschen,  die
nicht in ihr Weltbild passen, ist nach wie vor akut. Die Rückschlüsse dieses
Artikels sind somit weiterhin brandaktuell.

Revolutionäre
Jugendinternationale  –  Welche
Organisation  braucht  die
Jugend?

Sozialistenkongress  –  1907  in
Stuttgart

Vor etwas mehr als 100 Jahren wurde die erste internationale revolutionäre
Jugendorganisation  gegründet.  Im  August  1907  versammelten  sich  21
Delegierte – junge Revolutionäre und Revolutionärinnen – aus 13 Staaten auf
dem  „Internationalen  Sozialistenkongress“  in  Stuttgart.  Das  war  die
Geburtsstunde der Sozialistischen Jugendinternationale. Am Ende des Jahres
1907 repräsentierte sie mehr als 60.000 Jugendliche.

Schon Ende des 19. Jahrhunderts hatten sich wiederholt starke sozialistische
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Jugendorganisationen  –  besonders  in  Skandinavien,  in  Belgien  und  den
Niederlanden – gebildet. Doch diese ersten Erfahrungen und Entwicklungen
waren  noch  nicht  konstant  genug,  um eine  internationale  Koordinierung
aufzubauen.

Karl Liebknecht

Die Gründungsmitglieder der Jugendinternationale, um ihren ersten Sekretär
Karl Liebknecht, sahen jedoch klar die Notwendigkeit einer internationalen
revolutionären  Jugendorganisation.  Sie  ergab  sich  aus  der  Stellung  der
Jugend, ihrer speziellen Unterdrückung und dem internationalen Charakter
des Imperialismus. Die Jugend, damals wie heute, war nicht nur besonders
stark  ausgebeutet  in  der  Produktion,  hatte  nur  selten  Zugang  zu
Bildungseinrichtungen und kaum politische Rechte. Die Jugendlichen sollten
auch die Ersten sein, die in dem imperialistischen Krieg von 1914-1918 an
den  Fronten  des  Ersten  Weltkrieges  für  die  Interessen  „ihrer“
imperialistischen Nationen sterben sollten. Daher war, neben dem Kampf für
Bildung und Jugendschutz, vor allem der revolutionäre Antimilitarismus die
Grundlage der sozialistischen Jugendinternationale von 1907.

Doch in vielen europäischen Staaten musste sich die Jugend innerhalb der
sozialistischen  Bewegung  selbst  das  Recht  auf  eigene  Organe  und
Vertretungen  erkämpfen.  Der  reformistische  Flügel  in  der  Zweiten
Internat ionale ,  der  s ich  auf  e ine  entstehende  Schicht  von
GewerkschaftsbürokratInnen,  ParlamentarierInnen  und  hohe
ParteifunktionärInnen stützte, fürchtete sich vor der revolutionären Dynamik
unabhängiger  Jugendverbände.  Der  Kampf  für  die  organisatorische
Unabhängigkeit  der Jugend war also von Beginn an auch ein Kampf des
linken, revolutionären Flügels der Arbeiterbewegung.

So beobachtete Lenin 1916, als sich die Konflikte unter den Eindrücken des
Krieges  weiter  verschärften:  „Es  kommt  oft  vor,  dass  Vertreter  der
Generation der Erwachsenen und Alten es nicht verstehen, in richtiger Weise
an die Jugend heranzutreten, die sich zwangsläufig auf anderen Wegen dem
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Sozialismus nähert, nicht auf dem Wege, nicht in der Form, nicht in der
Situation wie ihre Väter. Das ist einer der Gründe, warum wir unbedingt für
die organisatorische Selbständigkeit  des Jugendverbandes eintreten, nicht
nur deshalb, weil die Opportunisten diese Selbständigkeit fürchten, sondern
auch dem Wesen der Sache nach. Denn ohne vollständige Selbständigkeit
wird die Jugend nicht imstande sein, sich zu guten Sozialisten zu entwickeln
und sich darauf vorzubereiten, den Sozialismus vorwärts zu führen.“

Der herannahende Krieg

Bereits  1907  waren  die  Vorzeichen  des  ersten  imperialistischen
Weltkrieges  zu  erkennen.  Alle  Staaten  vergrößerten  ihre
Tötungsmaschinerie, neue Technologien wie Luftwaffe und C-Waffen wurden
entwickelt.  Die  stehenden  Heere  wurden  vergrößert.  Eine  Welle  des
nationalen Chauvinismus ging durch die Völker Europas. Jede Kolonialfrage,
d.h.  die  Unterdrückung  anderer  Länder  und  Kontinente,  wurde  als
Existenzfrage der „eigenen Nation“ diskutiert. Die bürgerliche Intelligenz,
Pfaffen,  Adligen  wie  Großkapitalisten  bemühten  sich,  diese  Welle  des
Rassismus und reaktionärem Nationalismus zu  verbreiten,  um den Krieg
vorzubereiten.

Wichtige Adressat_innen dieser Ideologien waren auch die Arbeiter_innen
und die Jugend, also jene, die von den Herrschenden, von Monarchie und
Bourgeoisie,  in  den  Krieg  geschickt  werden  sollten.  So  sollte  der
internationalistische Widerstand gegen Krise, Verarmung und Krieg auf den
Amboss  der  kap i ta l i s t i s chen  Nat ion  ge leg t  werden .  D ie
Gewerkschaftsbürokrat_innen  und  die  reformistischen  Führer_innen  der
Zweiten  Internationale,  allen  voran  die  SPD,  ergriffen  schließlich  den
dazugehörigen Hammer, um ihn gegen die revolutionäre Arbeiterbewegung
zu schwingen. Dem unsicheren Ausgang der proletarischen Revolution zogen
sie die vermeintliche Sicherheit des imperialistischen Gemetzels vor.

Mit  der  Zeitschrift
„Jugendinternationale
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“  a g i t i e r t e n  d i e
Revolutionär*innen
gegen den Krieg.

Wo die offiziellen Führer_innen versagten, war es die proletarische Jugend,
die am entschlossensten gegen den Militarismus vorging. Mehr und mehr
traten nicht für ihr „Vaterland“ ein, sondern für das Endes Krieges und das
Ende  der  sogenannten  „Burgfriedenspolitik“,  also  das  Aussetzen  jeder
Klassenaktion, um die Kriegsanstrengungen des „eigenen“ Landes nicht zu
gefährden. Die Jugend erkannte zunehmend, dass die Niederlage im Krieg
allemal das kleinere Übel war als der fortgesetzte Klassenfrieden. Sie warben
für politische Streiks, die Sabotage der Kriegsindustrie, den Massenstreik
gegen den Krieg. Die Aktion der Arbeiter_innen und der Jugend sollte in
einen revolutionären Sieg – wie in Russland 1917 – umgewandelt werden.

Nur durch den proletarischen Kampf, so die Jugendinternationale, konnten
Millionen  junger  Männer  vor  dem  imperialistischen  Massaker  geschützt
werden.  Der  reformistische  Teil  der  Sozialdemokratie  hingegen  trat  für
„Abrüstung“ und „Pazifismus“ ein, nur um in der entscheidenden Stunde, die
Kriegskredite  für  die  weitere  Aufrüstung  zu  unterstützen  und  zur
„Vaterlandsverteidigung“ aufzurufen.  Ihr  bürgerlicher  Pazifismus,  der  vor
allem die revolutionäre Gewalt fürchtete, wurde in der Stunde der Not zum
bürgerlichen Militarismus, der die reaktionäre Gewalt heiligte.

Die sozialistischen Jugendverbände argumentierten dafür die Waffen gegen
die Herrschenden zu richten, um den Krieg zu beenden. Die Reformisten
argumentierten dafür, die Waffen auf die Arbeiter_innen der anderen Länder
zu richten. Einen Zwischenweg konnte es nicht geben.

Die internationale Solidarität war daher für die Jugendinternationale keine
Phrase, sondern eine Praxis im Klassenkampf, die den jungen Genossinnen
und Genossen vermittelt werden sollte. So sagte Liebknecht auf dem zweiten
Kongress der JI, dass „die Erziehung der Jugend in diesem Geiste, […] eine
der wichtigsten Aufgaben des kämpfenden Proletariats, und die selbständige
proletarische  Jugendbewegung  […]  das  wirksamste  Mittel  zu  dieser
Erziehung“  sei.



Die  Jugendorganisationen  wollten  also  der  Jugend  den  Sozialismus
vermitteln.  Ihre  Kämpfe  um  demokratische  Rechte,  Bildung  und
Jugendschutz  sollten mit  den Kämpfen des Proletariats  zusammengeführt
werden. Nur mit einem revolutionären Programm, Seite an Seite mit der
Arbeiterklasse,  war  diese  Auseinandersetzung  denkbar.  Nur  so  war  der
Widerstand gegen die Kapitalist_innen und ihren Staat möglich.

Die  Reaktion der  herrschenden Eliten war eine weitere  Verstärkung der
Repression. So war es Jugendlichen unter 18 Jahren ab 1908 im deutschen
Kaiserreich untersagt, sich politisch zu betätigen, auf Demonstrationen zu
gehen oder an Versammlungen teilzunehmen.  Der Kampf um die Jugend
durch  die  Jugendorganisationen  ( in  Deutschland  FJO-  Freie
Jugendorganisation) fand illegal statt.  Die bürgerlich-reaktionäre Ordnung
wollte,  noch  weniger  als  die  Reformist_innen,  keine  selbständigen
Jugendverbände.  Für  sie  war  die  Jugend  Befehlsempfänger,  billige
Arbeitskraft  und  künftiges  Kanonenfutter  –  und  sollte  es  gefälligst  auch
bleiben.

Sozialdemokratische Verräter und revolutionäre Jugend

Beginn  des  ersten  Weltkrieges:
Noch herrscht  Euphorie  und die
rechte Sozialdemokratie tut alles,
um ihr „Vaterland“ zu verteidigen.
Doch die linke Jugend, wehrt sich
gegen diesen Verrat!

1914, mit dem Beginn des zweiten Weltkrieges, verrieten die Führer Zweiten
Internationale alles, wofür die Arbeiterbewegung bisher gekämpft hatte. Mit
der Einberufung von Millionen
Proletarier_innen und Jugendlicher in den imperialistischen Krieg wurden
auch die sozialistischen Jugendorganisationen vor die alles entscheidende
Frage der Zeit gestellt: Sozialchauvinismus der Rechten oder revolutionärer
Internationalismus der Linken?
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So  erschienen  während  des  Krieges  15  Ausgaben  der  Zeitung  „Jugend-
Internationale“. In ihr nahmen die jungen Revolutionär_innen entschieden
Stellung  gegen  den  Verrat  der  „Vaterlandsverteidiger“  in  den
Arbeiterparteien.  Die Jugend hatte die  „internationale Solidarität“  anders
gelernt und verstanden. Ihre Konsequenz, war der Bruch mit der Zweiten
Internationale.  Große  Teile  der  Aktivist_innen  wurden  1919
Gründungsmitglieder der Kommunistischen Internationale.  In Deutschland
war  die  Jugend  ein  großer  Teil  des  Spartakusbundes  und  der  später
gegründeten KPD, in Russland lag der Altersdurchschnitt der Bolschewiki bei
Anfang 20.

Es war also die Jugend und ihre Entschlossenheit mit dem Reformismus zu
brechen, sowohl politisch, als auch organisatorisch, die den Grundstein für
neue revolutionäre Parteien in ganz Europa legte. So schrieb auch Lenin in
der  „Jugend-Internationale,  dass  „bei  dieser  Sachlage in  Europa […] der
Verbindung sozialistischer Jugendorganisationen die gewaltige und dankbare
– dafür aber auch schwerere – Aufgabe des Kampfes für den revolutionären
Internationalismus,  für den wahren Sozialismus,  gegen den herrschenden
Opportunismus,  der  sich  auf  die  Seite  der  imperialistischen  Bourgeoisie
geschlagen  hat“  zufalle.  Die  Spaltung  von  den  alten  Mutterparteien,
schwächte also den Reformismus, stärkte aber gleichzeitig die revolutionäre
Bewegung!

Krise, Armut, Krieg – altes Elend, neue Jugendinternationale!

REVOLUTION-Block  auf  einer
ersten  Maidemonstration

Das imperialistische Staaten Jugendliche zum Militär einziehen, in den Krieg
schicken, um dort ihre Lebensgrundlage und Zukunft vernichten, ist auch
heute noch so. Eine der tiefsten Krisen des Kapitalismus bereitet eine neue
gesellschaftliche  Katastrophe  vor.  Das  was  für  eine  sozialistische
Gesellschaft  zu  einer  Errungenschaft  werden  würde,  wird  für  den
Kapitalismus zum Krisenauslöser – nämlich, dass er „zu viel“, „zu effektiv“
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produziert. Die Lösung der Kapitalist_innen der einzelnen Nationen ist es
also…  möglichst  viel,  möglichst  effektiv  zu  zerstören.  Begonnen  wird
natürlich bei den sozialen Errungenschaften der Arbeiter_innenbewegung.
Gesundheitssysteme, Renten, Bildungseinrichtungen, Arbeitsrechte, Löhne,
allem, wofür wir für Jahrzehnte gekämpft haben, wird durch den die Angriffe
der Kapitalist_innen in Kürze vernichtet. All das ist Ausdruck dafür, dass der
Kapitalismus sich überlebt hat.

Während die internationale Umweltkatastrophe voranschreitet,  die
zu  einer  ernsten  Bedrohung  für  die  Menschheit  wird,  retten  die
kapitalistischen Staaten das Bank- und Industriekapital – auf Kosten
der Lohnabhängigen.
Während  von  der  Sicherheit  der  Weltbevölkerung  geredet  wird,
stürzt der „Krieg gegen den Terror“ immer breitere Teile der Welt in
Krieg und Elend, öffnet auch in den „demokratischen Nationen“ Tür
und Tor für… einen Krieg gegen die Arbeiter_innenbewegung.
Doch Demokratie lässt sich auch ohne Terror vernichten. Das zeigen
die  Kapi ta l i s t _ innen  anschaul ich  in  Europa ,  wo  e in
Technokratenregime – notfalls auch Faschisten, wie die Chrysi Avgi
in Griechenland – nach dem Anderen durch EZB, EU-Bürokratie und
IWF an die Macht gehievt werden.
Während  die  Regierungen  der  imperialistischen  Nationen  von
Abrüstung  reden  und  über  Schurkenstaaten  wie  den  Iran  oder
Nordkorea  krakeelen,  wird  hinter  den  Kulissen  aufgerüstet.  Die
Armeen  der  unterschiedl ichen  Nat ionen  werden  zur
Aufstandsbekämpfung mobilisiert, die USA versuchen verzweifelt mit
Kriegen  wie  im  Irak  oder  in  Afghanistan  ihre  militärische
Machtposition  zu  halten,  während  Nationen  wie  China  oder
Deutschland versuchen einen neuen Anlauf auf die „Neuaufteilung
der Welt“ zu nehmen, indem sie „ihren“ Kontinent unterwerfen, um
sich danach an die Unterwerfung der Welt zu machen.

Die Jugend ist und wird an vorderster Stelle von dieser Katastrophe
betroffen sein. Doch wir stehen auch an vorderster Stelle in dem Kampf,

diese  Katastrophe  abzuwenden.  Diktatoren  wie  Ben  Ali,  Gaddafi  oder
Mubarak wurden durch die Aufopferungsbereitschaft von uns Jugendlichen
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gestürzt.  Bei den Generalstreiks in Südeuropa standen wir in den ersten
Reihen des Widerstands, überall auf der Welt waren die Bildungsproteste der
letzten  Jahre  auch  ein  Vorbild  für  radikalere  Streikaktionen  von
Arbeiter_innen.

Wir,  von  der  unabhängigen  internationalen  Jugendorganisation
REVOLUTION, wollen diese internationalen Kämpfe der Jugend zusammen
führen. Heute ist der Kampf für eine kommunistische Jugendinternationale
dringender denn je. Nach dem Vorbild von 1907 wollen wir die Jugend gegen
Imperialismus und Krieg zusammenbringen, wollen gegen die verbreiteten
libertären und reformistischen Ideologien unter der Jugend ankämpfen. Die
Erfahrungen der letzten Krisenjahre zeigen diese Notwendigkeit mit aller
Schärfe.

In  Griechenland  erleben  wir  eine  lang  anhaltende  revolutionäre
Krisenperiode, die die Frage der Machtergreifung der Arbeiterklasse auf die
Tagesordnung  stellt.  Doch  vor  die  Perspektive,  der  Bildung  einer
Arbeiterregierung gestellt, schrecken die reformistischen Führer_innen von
SYRIZA (wie auch die KKE und Antarsya) zurück. Die einen hoffen auf eine
Regierung  der  nationalen  Rettung,  die  anderen  weigern  sich  für  eine
Regierung der Arbeiterorganisationen, gestützt auf ein Programm, das mit
dem  Kapitalismus  bricht,  zu  kämpfen.  So  lähmen  sie  die  Kräfte  der
Lohnabhängigen  und  überlassen  die  Offensive  den  Imperialisten,  der
griechischen  Regierung  und  den  Faschisten.

In Frankreich war die „Parti de Gauche“, die Schwesterpartei der LINKEN,
euphorisch, als französische Truppen Ende letzten Jahres in Mali landeten,
um nach den Worten des sozialdemokratischen Präsidenten Hollandes für die
Demokratie  zu  kämpfen  –  heißt  für  das  Recht  der  französischen
Kapitalist_innen, weiter die Rohstoffe in Mali auszubeuten. Doch der beste
Ausdruck für den Verrat des Reformismus ist, wie bereits 1914, die Politik
der SPD, die bürokratische Führung der Gewerkschaften, der die Linkspartei
keine grundsätzliche Alternative zu bieten vermag.

Während  die  ersten  beiden  sich  offen  zum  deutschen  Imperialismus
bekennen  –  so  stellte  sich  Anfang  diesen  Jahres  der  DGB-Vorsitzende



Sommer hinter die Bundeswehr und Ende letzten Jahres der IGM-Vorsitzende
Huber gegen den Widerstand der spanischen Arbeiterbewegung – glänzt die
Linkspartei dadurch, dass sie sich von links an die rechte Politik der SPD
heranschleichen  will.  Anstatt  ein  klares  antikapitalistisches  Programm
aufzustellen und den europaweiten Widerstand nicht nur auf Sonntagsreden
zu  predigen,  sondern  zu  organisieren,  verwaltet  sie  lieber  den
kapitalistischen Alltag mit. Dafür wurde sie auch, genau wie die SPD nach
der Agenda 2010, auf Landes-, wie auf Bundesebene abgestraft.

Wollen wir eine revolutionäre Alternative dazu aufstellen, müssen wir für die
Schaffung  einer  neuen  Jugendinternationale  eintreten.  Alle
Jugendorganisationen, alle Jugendlichen müssen mit den Organisationen der
Sozialdemokratie brechen, wollen sie wirklich für eine revolutionäre Politik
kämpfen.  So  kann,  auch  ein  Vorbild  für  die  klassenkämpferischen
Arbeiter_innen  geschaffen  werden,  die  noch  innerhalb  dieser  Parteien
verweilen.

Widerstand  braucht  Jugend.  Jugend braucht
Organisat ion.  Organis iere  dich  mit
REVOLUTION  für  den  Aufbau  einer  neuen
Jugendinternationale!

Aber  auch  alle  Jugendorganisationen,  alle  Jugendlichen,  die  sich  bereits
außerhalb dieser Organisationen befinden, können nicht darauf hoffen „nur
auf  lokaler  Ebene“  oder  in  „autonomer  Manier“  den  Widerstand  zu
organisieren. Alle diejenigen, die wirklich für ein revolutionäres Programm
kämpfen wollen, die fordern wir dazu auf, für die gemeinsame Aktion, für
gemeinsame Absprachen, für eine neue kommunistische Jugendorganisation,
eine revolutionäre Jugendinternationale mit uns zu kämpfen!

Ein Artikel von Tobi Hansen und Georg Ismael, REVOLUTION Berlin
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Die  Gewerkschaft  –  vom
Sozialpartner  zum
Klassenkämpfer
Gewerkschaft… Ein starkes Wort! Und da ist auch was dran. Gewerkschaften
sind noch immer die mächtigsten Organisationen, die der Arbeiterklasse im
Kampf  gegen  ihre  Unterdrücker  zur  Verfügung  stehen,  weltweit  sind
Millionen  von  Kolleg_innen  in  ihnen  Organisiert.  Aber  müsste  die
Gesamtsituation der abhängig Beschäftigten dann nicht eigentlich viel besser
aussehen?

Ein Exkurs…

Die  kollektive  Diskussion  über  Arbeitsbedingungen  und  mögliche
Verbesserungen ist bereits sehr alt. Bereits am 4. November 1159 vor Chr.
legten ca. 40 Arbeiter die Werkzeuge nieder und begannen zu streiken, da
sich ihr Arbeitgeber Ramses III. wiederholt geweigert hatte, den Kollegen
ihren Lohn zu zahlen. Unter dem Motto „Wir haben Hunger!“ organisierten
sie eine Demonstration zum nächsten Tempel.  Der Konflikt  dauerte zwar
einige Zeit,  im Endeffekt  bekamen die  Kollegen jedoch ihr  Getreide voll
ausbezahlt.

Wie man sich unschwer vorstellen kann, wurden in Europa Arbeitskämpfe
erst  viel  später  geführt.  Auch  die  Organisierung  von  Handwerkern  wie
Webern, Hafen- und Metallarbeitern fand erst viel später statt und zeigte
sich im 14. Jahrhundert zunächst in Form von Gilden, die als Keimform der
modernen Gewerkschaft gesehen werden können.

Und dann?

Im  Zuge  der  Industrialisierung  und  dem  Siegeszug  der  bürgerlichen
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Gesellschaft, begann die Arbeiterklasse als funktionelle Klasse an Bedeutung
zu gewinnen. Immer mehr entwickelte sich die feudale Gesellschaft zu einer
kapitalistischen,  in  der  zwei  neue  gesellschaftliche  Klassen  in  Konflikt
standen:  Die  Arbeiterklasse  und  die  Kapitalisten  –  heute  auch  oft
Arbeitnehmer  und  Arbeitgeber  genannt.

Die allgemeine Funktionsweise der kapitalistischen Wirtschaft ist die, dass
einer (der Kapitalist)  eine Fabrik besitzt und viele Leute nichts besitzen.
Daher müssen sie bei dem Typ mit der Fabrik arbeiten, um sich Geld für
Essen zu  verdienen.  Und hier  wird´s  lustig:  Während die  Arbeiterklasse
logischerweise so viel Geld wie möglich für ihre Arbeit haben will, will der
Typ mit der Fabrik logischerweise so wenig wie möglich bezahlen, um mehr
Profit  mit  der  Arbeitskraft  seiner  Angestellten  zu  machen.  Dieser
“Klassengegensatz” ist der wichtigste, wenn man verstehen will, wieso wir
Gewerkschaften brauchen.

Was ist eine Gewerkschaft?

Die  Gewerkschaft  ist,  wie  bereits  erwähnt  eine  Kampforganisation  der
Arbeiterklasse,  um  für  ihre  Bedingungen  und  Anliegen  im  Betrieb  zu
kämpfen.  Ihre  Existenz  ist  zwingend  erforderlich  um  Mindestlöhne,
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall,  Urlaubsgeld und andere grundlegende
ökonomische Forderungen der Arbeiter_innen durchzusetzen. Getreu nach
dem Motto: “Allein machen sie dich ein – gemeinsam sind wir stark!” Kein
Wunder also, dass die gewerkschaftliche Organisation von Arbeiter_innen in
Kapitalistenkreisen nicht gerne gesehen wird. Aus diesem Grund mussten im
19. Jahrhundert viele Gewerkschafter in der Illegalität arbeiten, viele wurden
verfolgt und umgebracht, in vielen Ländern der Welt ist das heute noch so.

Wir  können  also  Festhalten:  Gewerkschaften  führen  den  ökonomischen
Kampf der Arbeiterklasse.

Aber wieso kämpfen die Gewerkschaften denn nicht mehr richtig? Wann gab
es  in  der  BRD  mal  e inen  Generalstre ik ,  um  staat l iche  oder
privatwirtschaftliche Angriffe auf unsere Lebensbedingungen abzuwehren?
Wieso  werden  immer  mehr  Tarifverträge  abgeschlossen,  deren



Lohnerhöhung  hinter  der  Inflationsrate  zurückbleibt?

Wem gehört die Gewerkschaft?

Gewerkschaften  haben  heutzutage  einen  erheblichen  Mangel  an  innerer
Demokratie. Die Politik in ihnen wird heutzutage nicht mehr von der Basis
bestimmt,  sondern  von  einer  Bürokratenkaste  aus  Hauptamtlichen,
Betriebsratsfürsten  und  Vorsitzenden.  Diese  Leute  nennen  wir
“Gewerkschaftsbürokratie”  und sie  sind –  wie  es  der  Zufall  so  will,  fast
ausschließlich  sozialdemokratische  Reformisten,  die  die  Gewerkschaft  für
ihre eigenen politischen und sozialen Interessen missbrauchen. Ohne Scham
machen sie mit ihrer verräterischen Politik die Gewerkschaften zu zahnlosen
Vertretungen,  die  sich  weder  staatlichen  Angriffen  auf  die  Rechte  und
Errungenschaften der Arbeiterbewegung, wie damals bei der Agenda 2010
oder  gegen  Lohnkürzungen  und  Entlassungen  im  Betrieb  nicht  bzw.
unzureichend in den Weg stellen. Es bleibt bei schmierigen Sonntagsreden
von  Vorstandsmitgliedern,  wie  dem SPD-Mitglieds  und  DGB-Vorsitzenden
Michael Sommer.

Auch bei Tarifverhandlungen ist heute die “vertrauensvolle Zusammenarbeit”
mit dem Arbeitgeber oberstes Gebot. Anstatt einen Betrieb Mal so richtig
lahmzulegen,  werden  nach  2-3  Verhandlungsrunden  faule  Kompromisse
geschlossen,  die  oft  sogar  zu  Reallohnverlusten  führen,  ohne  das  es
überhaupt einen Streik gegeben hätte. Oft kann man die Vorsitzenden der
Gewerkschaften nach ihrer Amtszeit auf der Gehaltsliste des Arbeitgebers
wiederfinden. Ein Schelm, wer da böses denkt.

Diese Gründe sind es auch, die dafür sorgen, dass immer mehr Kolleg_innen
den  Gewerkschaften  ihren  Rücken  zukehren.  In  Deutschland  sank  der
gewerkschaftliche Organisierungsgrad von 34,2% im Jahr 1960 auf 21,6% im
Jahr 2000. Tendenz: weiter Sinkend!

Politik machen! Nur, geht das so einfach?

Viele  aufrechte  Kolleg_innen  sind  sich  im  klaren  darüber,  dass
Gewerkschaftsarbeit  wichtig  ist.  Gerade  in  Zeiten,  in  denen  die
wirtschaftliche Situation immer öfter ins Wanken gerät, ist es unabdingbar



für Veränderungen einzutreten. Dafür stehen dem aktiven Gewerkschafter
diverse Gremien offen. Leider muss man dazu anmerken, dass die diversen
Ausschüsse leider allzu oft von der Bürokratie ausgebremst oder kontrolliert
werden.  Viele  junge  Aktivist_innen  sind  daher  oft  desillusioniert.  Sie
konzentrieren sich oft  mit  Leib und Seele auf  ein Thema und versuchen
diverse Aktionen zu organisieren, bis im Endeffekt von Oben ein „Nein“ oder
einfach gar keine Reaktion kommt.

Diese  Vorgehensweise  ist  jedoch  kein  Zufall!  Politisch  nicht  gewünschte
Beschlüsse der Basis werden solange ignoriert oder bleiben auf der To-Do-
Liste  stehen bis  es  entweder zu Spät  ist  oder  sich ein  höher  stehendes
Gremium doch dazu durchringt andere Dinge zu priorisieren.

Natürlich gibt  es  auch positive  Beispiele  für  Gremienarbeit,  um wirklich
dauerhaft  erfolgreiche  Arbeit  zu  leisten,  bedarf  es  jedoch  einer
weitergehenden  Vernetzung  und  Organisation.

Allein machen sie dich ein…

Viele jugendliche Gewerkschaftsmitglieder sind von dem Opportunismus der
Bürokraten  angewidert  und  wollen  etwas  gegen  sie  unternehmen.
Möglichkeiten dazu gibt es viele. Bereits in deiner Ortsjugendgruppe oder in
deiner  Betriebsjugendgruppe  kannst  du  eine  Menge  tun.  Viele  deiner
Kolleg_innen denken sicherlich genauso über die Hauptamtlichen und haben
sich vielleicht einfach noch nicht getraut den Mund aufzumachen. Diskutiert
eure Kritikpunkte untereinander und macht euch Gedanken, wie ihr eure
Gewerkschaft  selber  gestalten  würdet.  Was  wären  die  Punkte,  die  euch
wichtig wären? Wenn ihr zum Anfang 2 oder 3 Kolleg_innen seid, ist das
schon Mal ein guter Anfang. Vielleicht habt ihr Lust eine Veranstaltung für
wei tere  Interess ier te  zu  organis ieren ,  e in  unabhängiges
Gewerkschaftsflugblatt herauszubringen oder euch als Gruppe auf Grundlage
eines Aktionsprogramms aufzustellen…

Gewerkschaften zurückerobern!

Wie gesagt, du bist nicht der Einzige. Das ist ja das tolle an der Betriebs- und
Gewerkschaftsarbeit, es gibt eigentlich überall Leute die genauso denken wie



du und nur darauf warten, dass etwas in die Gänge kommt. Doch was? Was
uns alle eint,  sind die Forderungen, mit denen wir gemeinsam Auftreten
können. Diese sind z.B.:

●Klassenkampf  statt  Sozialpartnerschaft!  Für  eine  kämpferische
Gewerkschaft,  die die Interessen der Kolleg_innen bis zum bitteren Ende
vertritt und keine faulen Kompromisse eingeht!

●Für  die  jederzeitige  Wähl-  und  Abwählbarkeit  aller  hauptamtlichen
Funktionäre! Für die Anpassung ihrer Gehälter an einen durchschnittlichen
Facharbeiterlohn!

●Für die Erkämpfung des Rechts auf politische Streiks, letztlich dem Recht
auf Generalstreiks, um zum Beispiel gegen die Rente mit 67, gegen Hartz IV,
gegen die Kriege in Afghanistan, Kosovo oder für bessere Bildung kämpfen
zu können!

●Eigene Entscheidungsgewalt für alle Jugendgremien, wenn es um Themen
geht,  die  uns  was  angehen!  Für  vom  Vorstand  unabhängige
Jugendstrukturen!

Wir  müssen  versuchen  eine  innergewerkschaftliche  Bewegung  von
Basisaktivisten aufzubauen,  die  sich  der  Politik  der  sozialdemokratischen
DGB-Führung entgegenstellt und diese zwingt Politik für die Mitglieder, und
nicht für sich selbst,  zu machen. Wir brauchen eine klassenkämpferische
Basisopposition, die es sich zur Aufgabe macht, die Gewerkschaften wieder
zu Kampforganen der  Arbeiterklasse zu machen,  die  in  den Händen der
Arbeiter_innen liegt und nicht in den Händen von Bürokrat_innen!

K l a r ,  d a s  w i r d  n a t ü r l i c h  n i c h t  e i n f a c h .  D i e  D G B -  u n d
Einzelgewerkschaftsführung aus SPD, LINKE und zum Teil  sogar Grünen
wird sich einiges einfallen lassen, um uns das Leben schwer zu machen. Doch
zeigt das nur eines – Dass sie Angst vor ihrer eigenen Basis haben. Eine
gewerkschaftliche Basisbewegung, die Druck erzeugen kann, kann nämlich
auch  dazu  übergehen  die  Bürokratie  zu  entmachten  und  demokratische
Strukturen  auf  der  oben  genannten  Grundlage  aufbauen.  Dies  wäre  der
Untergang für die reformistischen Verräter und die Geburtsstunde für eine



Zeit,  in  der  Tarifauseinandersetzungen  wieder  Tarifauseinandersetzungen
sind, und der Klassenkampf wieder Einzug in den Fabriken hält.

The workers united will never be defeated!

Berliner  Abgeordnetenhaus  –
Haben wir eine Wahl?
Am 18. September sind die Wahlen zum Abgeordnetenhaus, dem Berliner
Parlament. Viele von uns fragen sich, wen sie wählen wollen. Ob sie wählen
sollten oder wählen würden, wenn sie könnten. Kurz vor der Wahl beginnen
alle bürgerlichen Parteien in ungewohnter Manier, um die Gunst des Wählers
zu streiten. Streiten scheint der richtige Ausdruck zu sein, wenn man sich die
hitzigen Debatten anschaut, die auf allen Ebenen ausgetragen werden. Keine
Zeitung, keine Straße, keine Unterhaltung in der Öffentlichkeit kommt ohne
die Diskussion zwischen den Parteien aus. Doch wie sehr unterscheiden sie
sich  wirklich,  für  welche  Politik  stehen  diese  Parteien?  Vertreten  sie
tatsächlich  die  Interessen  von  uns  Jugendlichen?

Unsere Probleme…

Gerade als Jugendliche sind wir besonders gerne im Fokus der Parteien, im
positiven, wie im negativen Sinne. Trotz den Versprechen unsere Probleme
zu lösen, die jede Wahl von neuem gemacht werden, haben wir immer noch
eine ganze Menge davon. Der öffentliche Nahverkehr, mit dem wir täglich
zur Schule, zu Freunden oder unserem Lieblingsclub unterwegs sind, wird
immer  teurer.  Jetzt  soll  auch  noch  die  S-Bahn  privatisiert  werden!  Das
gleiche gilt für die meisten Dinge in unserem Alltag, wie zum Beispiel unsere
Mieten.  Besonders  diejenigen  von  uns,  die  bereits  für  die  eigene  Miete
aufkommen müssen,  wissen  wie  hart  das  ist!  Vor  allem,  wenn  man  als
Aushilfskraft, Auszubildender oder arbeitsloser Jugendlicher in Berlin lebt,
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spürt  man die  Probleme besonders  scharf.  Wenig  Arbeitsplätze,  niedrige
Löhne, unterfinanzierte Bildung, geschlossene Jugendclubs, teure Preise in
Clubs und Supermärkten, eine Polizei die uns schikaniert und immer mehr
Privatisierung – das sind unsere Probleme!

CDU und FDP, kein Versprechen, sondern eine Drohung!

Die CDU wirbt mit „Sicherheit“ und dem einfallsreichen Satz „Damit sich was
ändert“.  Zusammen mit  der  FDP,  die  in  den Umfragen gerade die  zwei
Prozentmarke  knackt,  versucht  sie  sich  als  Partei  des  wirtschaftlichen
Fortschritts  zu  verkaufen.  Vor  allem  aber  als  Partei,  die  mal  richtig
„durchgreift“!  Sie  verspricht  Härte  und  Kompromisslosigkeit  gegenüber
immer krimineller werdenden Jugendlichen. Abgesehen von der Tatsache,
dass die Kriminalität von Jugendlichen in den vergangenen zehn Jahren stark
zurückgegangen  ist,  verschleiern  CDU  und  FDP  den  Hintergrund  für
Jugendkriminalität. Dieser ist nämlich nicht unerklärlich, sondern hängt mit
sozialen Problemen, letztlich der Gesellschaft in der wir leben, zusammen.
Unseren Problemen, die diese Parteien nicht lösen wollen. Im Bundestag
oder in Baden-Württemberg haben sie gezeigt, dass sie nicht die Parteien
sind, die sich „Sozial“ auf die Fahnen schreiben können. Sie stehen vor allem
für stärkere Überwachung, Sparpolitik in Bund, Ländern und Kommunen, die
Kriminalisierung von Jugendlichen,  Migrant_innen und einer  verschärften
Politik gegen Arbeitslose. Sie machen ganz offen Politik für die Reichen und
Unternehmer, nicht für uns!

Die Grünen – die etwas andere linke Alternative?

Ganz groß im Rennen sind momentan die Grünen. Sie standen an der Spitze
der Antiatombewegung und bei den Protesten gegen S21. Doch wie „links
und grün“ sind sie wirklich? Als sie das letzte mal in der Bundesregierung
zusammen mit der SPD waren, begannen sie innerhalb weniger Jahre zwei
Kriege – in Kosovo und in Afghanistan, über den Irakkrieg spekulierten SPD
und Grüne. Sie waren Verantwortlich für die unsoziale Agenda 2010 und für
die Arbeiter- und Arbeitslosenfeindlichen Hartzgesetze (Hartz 4). Doch auch
was Umwelt anging, haben sie sich nichts verdient gemacht. 2003 kam mit
Rot-Grün  die  erste  Verlängerung  der  AKW-Laufzeiten  für  die  Atomlobby



zustande.  Diese  Verlängerung  ermöglichte  Schwarz-Gelb  überhaupt  erst
einen weiteren, wenn auch gescheiterten, Atomdeal in die Wege zu leiten! In
Hamburg ließen sie zusammen mit der CDU Proteste gegen den Neubau
eines Kohlekraftwerkes von der Polizei niederknüppeln. Auch in Stuttgart
haben sie gezeigt, dass sie keine Versprechen halten können. Anstatt S21
sofort dicht zu machen, tricksen sie herum, während die DB weiter bauen
kann.  Die Grünen sind also keine Alternative zu anderen Parteien.  Viele
glauben,  die  Grünen wären kommunal  linker,  grüner  oder  das  „kleinere
Übel“. Wir sagen, dass eine Partei, die auf Bundesebene Kriege, Sozialabbau
und Atomdeals gemacht hat, auch kommunal keine Stimme haben sollte!

Freiheit, NPD und Pro Deutschland – Keine Plattform für Faschisten
und Rassisten!

Die Freiheit und Pro Deutschland geben sich als Bürgerbewegung. Doch sie
sind nichts mehr als Rassisten unter dem Deckmantel einer „Islamkritik“. Ihr
Programm  Hetzt  nicht  nur  gegen  Migrant_innen.  Ihre  Vorschläge  sind
zutiefst  autoritär.  Sie  verleugnen  Armut,  Arbeitslosigkeit,  die  Krise  und
soz ia le  Bedürfn isse  nach  Bi ldung,  Rente  und  e inem  guten
Gesundheitssystem. Dem stellen sie ihren Rassismus und polizeistaatliche
Versprechungen entgegen. Sie spalten den Widerstand von Gewerkschaftern,
Arbeitslosen, Arbeitern, Migranten und Jugendlichen gegen die Krise und
soziale  Angriffe… Die NPD geht  noch weiter  –  Sie  ist  eine faschistische
Partei!  Ihr  reichen  Worte  und  der  Staatsapparat  nicht  aus.  Sie  hat
Verbindungen in Kameradschaften, zu autonomen Nationalisten und anderen
Nazis  in  und  Reihen.  Sie  organisiert  gewaltsame  Angriffe  gegen  (linke)
Jugendliche, Gewerkschafter, Arbeitslose und Migranten. Sie wollen sozialen
Widerstand schwächen, Verunsicherung und Angst unter die im Kapitalismus
Unterdrückten tragen.  Diese Parteien darf  man nicht  wählen,  man muss
ihnen  konsequent  entgegentreten.  Wir  müssen  uns  selbst  und  unsere
Stadtteile, wenn nötig auch militant, gegen sie verteidigen. Dort wo diese
Parteien sich auf die Straße oder ein Podium wagen, müssen wir öffentlichen
Widerstand gegen sie organisieren.

Vielleicht mal die…Piratenpartei?



Die Piraten stellen sich als die neue, nie da gewesene Alternative dar. Doch
ihre Versprechen sind genauso alt, wie die anderen Parteien. Die Piraten
haben  zum  Teil  recht  verständliche  und  gute  Forderungen  nach  mehr
Demokratie und Beteiligung. Sie hinterfragen aber nicht die Gründe, warum
„Demokratie  und  Beteiligung“  abgebaut  werden.  Ihr  Programm  ist  ein
Programm von Illusionen in den Staat,  den sie  kritisieren wollen,  in  die
Privatwirtschaft, die sie für korrupt halten – letztlich in den Kapitalismus, der
nicht einmal in ihrem Wahlprogramm erwähnt wird. Anstatt die Besteuerung
von Reichen zu fordern,  um ihre Forderungen durchzusetzen,  halsen sie
lieber allen noch mehr Steuern auf! Sie reden von Mitbestimmung, haben
aber  keine  Vorstellung,  wie  man  die,  die  jetzt  bestimmen,  nämlich  die
Kapitalisten und ihre Staatsbürokraten, aufhält. Vielleicht mal die… Piraten?
Lieber nicht!

SPD und LINKE – welche Perspektive weisen sie?

SPD  und  LINKE  haben  seit  neun  Jahren  in  Berlin  regiert.  Die  beiden
Parteien,  die  sich  als  die  sozialen  Parteien  darstellen,  haben  nichts
grundlegend  verändert.  Erst  recht  nicht,  wenn  man  sich  ihre
Wahlversprechen  vor  Augen  hält!  Die  SPD  konnte  vor  allem  mit  ihrem
ehemaligen Berliner Finanzsenator Thilo Sarrazin „glänzen“, der bis heute
Mitglied dieser Partei  ist.  Gemeinsam in der Regierung mit der LINKEN
wurde die Privatisierung von S-Bahn, Wasserbetrieben und der Sparkasse
vorangetrieben.  Auch,  und  vor  allem  im  Bildungsbereich  gab  es  immer
wieder Widerstand von Schülern, Eltern und Lehrern gegen Rot-Rot. Zuletzt
ging die Rot-Rote Regierung massiv gegen streikende Lehrer und Schüler
vor,  die  eine  bessere  Bildung  forderten.  Beide  Parteien  bieten  keine
Perspektive  gegen  das  bestehende  System,  den  Kapitalismus!  Sie  sind
reformistische  Parteien,  die  sich  auf  das  Parlament,  anstatt  auf  den
Widerstand auf der Straße gegen Armut, Arbeitslosigkeit, Niedriglöhne und
Sozialabbau,  verlassen.  Doch sie sind nicht einmal dazu in der Lage die
dringendsten Bedürfnisse nach erschwinglichen Mieten, finanzierter Bildung
und  kostengünstigem  Nahverkehr  zu  lösen,  wenn  sie  erst  einmal  im
Parlament sind. Auf bundesweiter Ebene wollte die SPD keinen Widerstand
gegen die Sparpakete, die Folgen der Krise und massenhaften Entlassungen



organisieren.  Die  LINKE  hingegen  war  immerhin  in  der  Anti-Krisen
Bewegung  vertreten.

DKP, MLPD, PSG – revolutionäre Parteien?

Einige  Linke  glauben,  dass  man  den  kleinen  „radikalen“  Parteien  eine
Stimme  geben  sollte,  da  sie  revolutionär  wären.  Schaut  man  sich  das
Wahlprogramm der DKP an, so wird man feststellen, dass es im Grunde eine
linke Kopie des Linksparteiprogramms ist. Die MLPD ist eine stalinistische
Organisation, die eben weder fortschrittlich ist,  geschweige denn sich an
Bündnissen gegen soziale Angriffe beteiligt. Zuletzt die PSG, auch wenn ihr
Programm das „linkeste“ ist – sie tritt nur zum Wahlkampf in Erscheinung.
Diese  Organisationen haben weder  eine  revolutionäre  Programmatik  und
Praxis,  geschweige  denn  eine  Massenbasis,  um die  es  sich  politisch  zu
kämpfen lohnt! Im Gegensatz zur LINKEN…

LINKE wählen – aber Widerstand organisieren!

Zwar teilen wir nicht die Hoffnungen vieler Wähler, dass die LINKE, wenn sie
erst einmal regiert etwas anders macht. Wir denken aber, dass die Wähler
und viele Mitglieder der Linkspartei etwas anderes wollen als die anderen
Parteien. Die Linkspartei verspricht einen Kampf gegen die Rente mit 67,
gegen den Krieg in Afghanistan, gegen Leiharbeit, Niedriglöhne, Hartz 4, für
bessere  Bildung,  die  Besteuerung  der  Reichen  und  die  Entlastung  der
einfachen Arbeiter und Jugendlichen. Umso mehr fordern wir sie auf, für
diese Ziele wirklich zu kämpfen. Auch im Jugendbereich, wo ihre Jugend-
(solid) und Studentenorganisationen (SDS) eine wichtige
Rolle  spielen,  müssen  wir  die  LINKE  zum  Kampf  gegen  Bildungs-  und
Sozialabbau  auffordern.  Viele  Forderungen  der  Linkspartei  können  wir
unterstützen, doch wir treten für andere Kampfmethoden ein. Wir sind für
Massenstreiks, für Betriebs-, Schul- und Universitätsbesetzungen und für den
Aufbau  einer  klassenkämpferischen  Basisbewegung  in  den  Schulen,
Universitäten,  Betrieben  und  Gewerkschaften.  Wir  sagen  den  jetzigen
Wählern  der  LINKEN,  wir  rufen  die  Beschäftigten,  Arbeitslosen  und
Jugendlichen auf – Wählt die LINKE, aber kämpft für eure Forderungen,
organisiert Widerstand gegen Krise, Bildungs- und Sozialabbau. Wir werden



mit  euch  kämpfen  und  zeigen,  dass  nur  revolutionäre  Methoden  die
Kapitalisten schlagen können! Eine erfolgreiche Wahl für die LINKE würde
nicht  nur  die  Hoffnungen  und  den  Kampfgeist  der  fortschrittlichsten
Jugendlichen  und  der  Arbeiter  stärken,  sondern  sie  in  den  direkten
Widerspruch zu  den sozialdemokratischen Führern  der  LINKEN bringen.
Letztendlich brauchen wir eine revolutionäre Partei, die in der Praxis für das
kämpft, was sie sagt. Eine Partei, die die Tageskämpfe gegen Sozialabbau
und Entlassungen mit dem Kampf gegen ihre Ursachen verbindet – Dem
Kapitalismus und seinem Staat! Eine solche Partei ist und wird die LINKE nie
sein, aber viele ihrer jetzigen Wähler und Mitglieder würden einer solchen
Partei angehören.

Kämpft  gemeinsam  mit  uns  für  eine  revolutionäre  Partei  und
Jugendorganisation.  Ob gegen höhere Mieten,  für bessere Bildung
oder gegen die Faschisten, REVOLUTION wird gemeinsam mit euch
für eure Interessen einstehen!


